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Arbeit 

X

Mini-Jobs sind vorgezeichnete Wege in die Altersarmut. Sie 
müssen ausschließlich Schülerinnen und
Schülern, Studierenden und Menschen im Rentenalter 
vorbehalten sein.

Minijobs wollen wir schrittweise in sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung überführen, mit 
Ausnahmen für Rentner*innen, Schüler*innen und 
Studierende. Denn sie führen vor allem für Frauen 
und in Kombination mit dem Ehegattensplitting zu 
einer Teilzeitfalle, weil sie den Anreiz setzen, weni-
ger und ohne soziale Absicherung zu arbeiten. Dies 
verschärft auch den Arbeitskräftemangel und die 
Altersarmut. Um mit marktwirtschaftlichen Mitteln 
die Gehälter am unteren Ende zu erhöhen, wollen 
wir Gehaltsangebote in Stellenausschreibungen 
grundsätzlich transparent machen.

Wir wollen die Hinzuverdienstregeln so reformieren, dass nicht 
die Kombination aus Bürgergeld und Minijob besonders 
lohnend ist, sondern sich Stück für Stück aus einer 
Sozialleistung herauszuarbeiten.

Arbeitszeitmodelle Wir reformieren das Arbeitszeitgesetz und legen für alle 
Unternehmen anstelle der täglichen eine wöchentliche 
Höchstarbeitszeit im Sinne der europäischen 
Arbeitszeitrichtlinie fest. 

Die konkrete Ausgestaltung der Arbeitszeit ist ein 
Kernbestandteil der Tarifautonomie. Die 
Tarifvertragsparteien können in den Branchen besser die 
jeweiligen Bedürfnisse und Gegebenheiten beurteilen und 
passgenaue Lösungen finden.  Wir unterstützen die 
Gewerkschaften in dem gemeinsamen Ziel, dem 
gesteigerten Bedürfnis der Beschäftigten nach flexibleren 
Arbeitszeiten, Arbeitszeitverkürzung oder mehr 
Wahloptionen und einer damit einhergehenden besseren 
Vereinbarkeit von  Arbeit und Freizeit Rechnung zu tragen.

X

Wir Freie Demokraten wollen das deutsche Arbeitszeitgesetz 
reformieren, indem wir mit einer 
wöchentlichen statt einer täglichen Höchstarbeitszeit neue und 
flexible Arbeitszeitmodelle ermöglichen. Ebenso müssen die 
Vorgaben zur Arbeitszeit flexibilisiert und Öffnungsklauseln zu 
Ruhezeitregelungen genutzt werden.

Bürgergeld Das sogenannte „Bürgergeld“ in der jetzigen Form 
schaffen wir ab und ersetzen es durch eine neue 
Grundsicherung. Den Vermittlungsvorrang führen 
wir wieder ein. Wenn jemand grundsätzlich nicht bereit 
ist, Arbeit anzunehmen, muss der Staat davon ausgehen, 
dass er nicht bedürftig ist. Dann muss die 
Grundsicherung komplett gestrichen werden. 

Jede Bürgerin und jeder Bürger hat das Recht auf Arbeit. 
Deshalb soll jeder Bürgergeldbezieher ein passendes 
Angebot erhalten. Wir setzen dafür auf eine stärkere 
Finanzierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Wir wollen 
Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren und werden deshalb 
den Passiv-Aktiv-Transfer ausweiten, vereinfachen und 
gesetzlich verankern. 

Die Versicherungsleistung des Arbeitslosengelds muss 
wieder gestärkt werden. Wir wollen mehr Sicherheit für die 
arbeitende Mitte, die sich gerade in den 
transformationsbetroffenen Branchen um ihre Zukunft 
sorgt. Deshalb werden wir Zeiten einer Qualifizierung 
während der Arbeitslosigkeit nicht mehr auf die 
Bezugsdauer des Arbeitslosengelds anrechnen, so dass sich 
der Anspruch auf Unterstützung durch die 
Arbeitslosenversicherung entsprechend verlängert.

Um insbesondere niedrige Einkommen zielge-
nau und unbürokratisch zu entlasten, führen wir 
Steuergutschriften ein. Das ist ein Baustein, um die 
Arbeitsanreize im Bürgergeldsystem zu erhöhen. 

Für einige scheint es lohnender, von Sozialleistungen zu leben, 
als einer geregelten Arbeit nachzugehen. Das wollen wir 
ändern. Denn Arbeit muss sich immer mehr lohnen als 
Sozialleistungen! Dafür wollen wir Freie Demokraten das 
Bürgergeld grundlegend reformieren. Wir wollen eine Reform 
der Grundsicherung, weg von einem 
alimentierenden Bürgergeld hin zu mehr Aktivierung, wobei 
Arbeit den Unterschied macht. Dies ist nicht nur als Perspektive 
für die Menschen in einer Notlage wichtig, sondern es ist auch 
eine Frage der Fairness gegenüber dem arbeitenden 
Steuerzahler. Hierzu wollen wir erwerbsfähige Arbeitslose zu 
einer aktiven Bringschuld und Eigeninitiative inklusive 
Beweislast verpflichten. 

Zuletzt ist das Bürgergeld überproportional zur Inflation 
angestiegen. Der Regelsatz liegt im Jahr 2025 weiter über dem 
Bedarf. Deshalb wollen wir mit der Abschaffung 
der sogenannten Besitzstandsregelung die Voraussetzung 
dafür schaffen, den Regelsatz abzusenken. Das stärkt die 
Arbeitsanreize. 

Wir Freie Demokraten wollen das bürokratische Wirr-Warr der 
verschiedenen Sozialleistungen reduzieren, indem wir die 
steuerfinanzierten Sozialleistungen – wie das Bürgergeld und 
das Wohngeld – in einer Leistung und an einer staatlichen 
Stelle zusammenfassen. 

Arbeit und Altersvorsorge

Bundestagswahl 2025: Vergleich der Wahlprogramme
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Gesetzliche 
Rentenversicherung

Arbeiten im Alter machen wir mit einer Aktivrente 
attraktiv. Wer das gesetzliche Rentenalter erreicht und 
freiwillig weiterarbeitet, bekommt sein Gehalt bis zu 
2.000 Euro im Monat steuerfrei.

An der bestehenden gesetzlichen Regelung zum 
Renteneintrittsalter halten wir fest. Die Regelung für 
besonders langjährige Versicherte mit 45 
Versicherungsjahren behalten wir mit Blick auf die 
Planungssicherheit für Unternehmen und rentennahe 
Jahrgänge bei.

 Wir sorgen dafür, dass das Niveau der gesetzlichen 
Rentenversicherung dauerhaft bei mindestens 48 Prozent 
gesichert wird. Dies ist auch im Interesse derjenigen, die in 
Zukunft in Rente gehen. Denn nach geltendem Recht läuft 
diese Stabilisierung des
Rentenniveaus schon zum 1. Juli 2025 aus. Damit würde es 
in Zukunft sinken bzw. stärker von der allgemeinen 
Lohnentwicklung entkoppelt. Auch wenn die Renten in 
absoluten Werten nicht sinken, wäre dies faktisch eine 
Rentenkürzung in der Zukunft. Ein abschlagsfreier 
Renteneintritt nach 45 Beitragsjahren wird mit der SPD 
auch künftig zwei Jahre früher möglich bleiben. Das haben 
sich gerade Menschen verdient, die früh begonnen haben zu 
arbeiten. Eine Anhebung der Regelaltersgrenze lehnen wir 
ab.

Wir wollen all diejenigen besser unterstützen, die nach dem 
Erreichen des Rentenalters noch weiterarbeiten wollen. 
Darum schaffen wir das Vorbeschäftigungsverbot ab, es 
kann also ein neuer befristeter Arbeitsvertrag mit 
demselben Arbeitgeber geschlossen werden. Für alle, die 
das Rentenalter erreicht haben, soll der Arbeitgeberbeitrag 
zur Arbeitslosenversicherung und auch der
Rentenversicherung direkt an die Beschäftigten ausgezahlt 
werden. Zudem sollen sie anstelle monatlicher Zuschläge 
auf die Rente auch eine Einmalzahlung in Anspruch nehmen 
können.

Langjährig in der gesetzlichen Rentenversicherung 
Versicherte dürfen im Alter eine auskömmliche 
Rente erwarten, daher werden wir das gesetzliche 
Rentenniveau bei mindestens 48 Prozent halten. 

Um das Alterssicherungssystem gerechter und zu-
kunftsfest zu machen, wollen wir als ersten Schritt 
auf dem Weg zu einer Bürgerversicherung, dass 
auch Abgeordnete und perspektivisch Beamte, unter 
Beibehaltung des Alimentationsprinzips,
in die gesetzliche Rente einzahlen.

Wir halten an der Rente mit 67 fest.  [..]. Dafür werden wir 
den Arbeitgeberbeitrag zur Arbeitslosen- und 
Rentenversicherung an die Arbeitnehmer*innen 
auszahlen, falls sie sich gegen freiwillige Beiträge in
die Rentenversicherung entscheiden. 

Wir schaffen in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung den Einstieg in eine notwendige ergänzende 
Kapitaldeckung – und zwar mittels Darlehen aus 
dem Bundeshaushalt und der Übertragung von 
Eigenmitteln vom Bund.

Für besonders langjährig Versicherte wollen wir die 
sogenannte Rente mit 63 beibehalten [..].

Wir wollen, dass ebenfalls wie in Schweden ein 
kleiner Teil der Rentenbeiträge in einem unabhängig 
verwalteten Fonds angelegt wird, sodass wir besser gegen das 
Risiko einer alternden Bevölkerung geschützt sind, die 
Rentenbeiträge finanzierbar bleiben und die Menschen stärker 
von den Chancen einer kapitalgedeckten Altersvorsorge 
profitieren. Eine echte individuelle Aktienrente sorgt sogar 
wieder für ein steigendes Rentenniveau.

Wir Freie Demokraten stehen für einen wirklich flexiblen 
Renteneintritt. Die Menschen sollen nach schwedischem 
Vorbild künftig selbst entscheiden, wann der Ruhestand 
beginnt, sofern dann keine Sozialleistungen beantragt werden 
müssen. Je später jemand in Rente geht, desto höher die Rente - 
wer früher geht, bekommt eine niedrigere Rente. Teilrenten 
sind unkompliziert möglich.

Mehrarbeit Mehrarbeit muss sich lohnen. Wir stellen 
Überstundenzuschläge bei Vollzeitbeschäftigung 
steuerfrei. Wer freiwillig mehr arbeiten will, soll mehr 
Netto vom Brutto haben. 

Damit sich Mehrarbeit auszahlt, werden Zuschläge für 
Mehrarbeit, die über die tarifich vereinbarte Vollzeitarbeit 
hinausgehen, steuer- und beitragsfrei
gestellt. Wir werden einen neuen steuerlichen Anreiz zur 
Ausweitung der Arbeitszeit von Teilzeitbeschäftigten 
schaffen: Wenn Arbeitgeber eine Prämie für die 
Ausweitung der Arbeitszeit zahlen, werden wir diese Prämie 
steuerlich begünstigen. Missbrauch werden wir 
ausschließen.

X

Um zusätzliche Arbeitsanreize zu schaffen, wollen wir Zuschläge 
für Überstunden bei Vollzeitarbeit von der Lohnsteuer 
befreien. 

Mindestlohn Wir stehen zum gesetzlichen Mindestlohn und einer 
starken, unabhängigen Mindestlohnkommission. 
Lohnfindung muss Sache der Sozialpartner sein – im Sinne 
von Fairness und wirtschaftlicher Vernunft. 

Die Höhe des gesetzlichen Mindestlohns muss sich an den 
Empfehlungen der europäischen Richtlinie orientieren, also 
an mindestens 60 Prozent des mittleren Einkommens in 
Deutschland. Wir werden dafür sorgen, dass dieses 
europäische Recht von der Mindestlohnkommission künftig 
berücksichtigt wird. Dementsprechend muss der 
Mindestlohn spätestens ab 2026 bei 15 Euro liegen.

Faire Löhne verlangen nach einem fairen Mindest-
lohn, damit Leistung auch anerkannt wird. Um die 
Inflation der vergangenen Jahre auszugleichen, 
braucht es jetzt einen Mindestlohn von zunächst 15 
Euro im Jahr 2025, der auch für unter 18-Jährige gilt. 
Das entspricht auch den Vorgaben, die bei der Um-
setzung der Mindestlohnrichtlinie der Europäischen 
Union (EU) einzuhalten sind. 

Löhne und Gehälter werden in der sozialen Marktwirtschaft 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern ausgehandelt. Wir 
respektieren die Tarifautonomie und lehnen politische 
Eingriffe in die Arbeit der unabhängigen 
Mindestlohnkommission ab.  
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Private Altersvorsorge Junge Menschen sollen möglichst früh selbst 

kapitalgedeckt vorsorgen. So entwickeln sie ein 
Bewusstsein für Altersvorsorge und Kapitalbildung. 
Deshalb werden wir für jedes Kind vom 6. bis zum 18. 
Lebensjahr pro Monat 10 Euro in ein individuelles, 
kapitalgedecktes und privatwirtschaftlich organisiertes 
Altersvorsorgedepot einzahlen. Der in dieser Zeit 
angesparte Betrag kann durch private Einzahlungen ab 
dem 18. Lebensjahr bis zum Renteneintritt weiter bespart 
werden. Erst so entfaltet die Frühstart-Rente durch eine 
renditeorientierte, kapitalgedeckte Anlage ohne 
Garantien ihren vollen Effekt. Die Erträge aus dem Depot 
sollen bis zum Renteneintritt steuerfrei sein. Das 
Sparkapital ist vor staatlichem Zugriff geschützt und wird 
erst mit Erreichen der Regelaltersgrenze ausgezahlt.

Eine ergänzende private Altersvorsorge kann einen Beitrag 
dazu leisten, den Lebensstandard im Alter zu halten. 
Staatliche Förderung für private Altersvorsorge
wollen wir nur für solche neuen Altersvorsorgeprodukte 
zulassen, deren Kosten transparent und gedeckelt sind. Die 
staatliche Förderung soll differenziert ausgestaltet und auf 
kleine und mittlere Einkommensbezieher konzentriert 
werden, die sich sonst gar keine oder nur eine geringe 
private Altersvorsorge leisten können.

Darüber hinaus wollen wir, dass mehr Menschen als 
bisher von einer privaten Altersvorsorge profitieren. 
Auch hierfür greifen wir auf den Bürger*innenfonds 
zurück, der kostengünstig die Vorteile des Kapital-
marktes erschließt. Dafür werden wir die Freibe-
träge für Kleinsparer*innen erhöhen, sie dynamisch 
an die Inflation anpassen und die öffentliche 
Zulagenförderung auf niedrige und mittlere Ein-
kommen fokussieren. Wer nicht teilnehmen möchte, 
kann widersprechen. Den Bürger*innenfonds öffnen 
wir als fairen und transparenten Weg auch für die 
betriebliche Altersversorgung, damit noch mehr Be-
schäftigte, insbesondere von kleinen und mittleren 
Unternehmen, von Betriebsrenten profitieren.

Wir Freie Demokraten wollen steuerliche Hemmnisse für den 
privaten Vermögensaufbau beseitigen und dadurch 
insbesondere die private Altersvorsorge unterstützen. Deshalb 
fordern wir die Einführung eines steuerfreien 
Aufstiegsvermögens, indem die Sparer nicht ausgeschöpfte 
Sparer-Freibeträge auf die nachfolgenden Jahre übertragen 
können, der Freibetrag einmalig deutlich erhöht und zudem 
dynamisiert wird. Durch die Wiedereinführung einer 
Spekulationsfrist für private Veräußerungsgewinne aus 
Wertpapieren unterstützen wir die langfristige Kapitalanlage 
zur Altersvorsorge. Zudem wollen wir die 
Verlustverrechnungsbeschränkung innerhalb der 
Abgeltungsteuer vollständig abschaffen. 

Schließlich fordern wir Freie Demokraten die Einführung eines 
Altersvorsorgedepots für die private Altersvorsorge. Dieses 
Depot soll steuerlich gefördert sein und den langfristigen 
Vermögensaufbau für die Altersvorsorge ermöglichen, auch für 
alle, die selbstständig sind. Die Kapitalanlage in Fonds und 
Wertpapiere und Umschichtungen innerhalb des 
Altersvorsorgedepots sind steuerfrei, solange die Erträge 
reinvestiert werden.

Vermögensaufbau Wir führen eine Vermögensbildungsprämie ein, in der wir 
die Arbeitnehmersparzulage und die 
Wohnungsbauprämie verschmelzen. Wir erhöhen den 
Förderbetrag deutlich und vereinheitlichen die 
Einkommensgrenzen. Damit unterstützen wir gerade 
auch Geringverdiener. 

Viele Menschen träumen von den eigenen vier Wänden. 
Aber diese Träume sind immer schwieriger zu erreichen. 
Auch hier packen wir an. Wir wollen, dass Träume vom 
Eigenheim Wirklichkeit werden können. Wohneigentum 
dient der Wohnraumversorgung und ist darüber hinaus Teil 
der Vermögensbildung und Alterssicherung. Das Programm 
„Jung  kauft Alt“ wollen wir verstetigen und ausbauen. Es 
hilft besonders der Eigentumsförderung junger Familien, die 
vor allem in kleinen Städten und Gemeinden auf der Suche 
nach einem Eigenheim sind. Durch zinsgünstige Kredite und 
Zuschüsse zur energetischen Sanierung bekommen sie die 
Chance, sich ihren Traum zu erfüllen. Zugleich leistet das 
Programm einen wichtigen Beitrag für lebenswerte 
Innenstädte und Dörfer, insbesondere in den ländlichen 
Regionen.
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Wir Freie Demokraten wollen steuerliche Hemmnisse für den 
privaten Vermögensaufbau beseitigen und dadurch 
insbesondere die private Altersvorsorge unterstützen. Deshalb 
fordern wir die Einführung eines steuerfreien 
Aufstiegsvermögens, indem die Sparer nicht ausgeschöpfte 
Sparer-Freibeträge auf die nachfolgenden Jahre übertragen 
können, der Freibetrag einmalig deutlich erhöht und zudem 
dynamisiert wird. Durch die Wiedereinführung einer 
Spekulationsfrist für private Veräußerungsgewinne aus 
Wertpapieren unterstützen wir die langfristige Kapitalanlage 
zur Altersvorsorge. Zudem wollen wir die 
Verlustverrechnungsbeschränkung innerhalb der 
Abgeltungsteuer vollständig abschaffen. Bei fremdgenutzten 
Immobilien sollen die Erwerbsnebenkosten steuerlich sofort 
abzugsfähig sein. Eine Finanztransaktionssteuer lehnen wir ab. 

Aufbewahrungsfristen Die Aufbewahrungsfrist für Buchungsbelege im 
Handels- und Steuerrecht verkürzen wir einheitlich von 
acht auf fünf Jahre. Das setzt voraus, dass die 
Betriebsprüfungen zügiger erfolgen sowie stärker 
automatisiert und deutlich beschleunigt werden. Das 
erhöht auch die Rechtssicherheit und verbessert die 
Wettbewerbsbedingungen. 

X X

Die Aufbewahrungsfrist für Buchungsbelege wollen wir auf fünf 
Jahre absenken.

Bürokratie und staatliche Regulierung
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Beschäftigte im 
Öffentlichen Dienst

Die exorbitant gestiegene Zahl der Beauftragten 
reduzieren wir um mindestens 50 Prozent und kommen 
in der Ministerialverwaltung und der 
Bundestagsverwaltung mit mindestens zehn Prozent 
weniger Personal aus. Wir wollen mit weniger Personal 
bessere Arbeit machen.

Wir wollen den Staat als Arbeitgeber attraktiver machen – 
mit flächendeckendem Homeoffice, Job-Sharing und 
Teilzeitmodellen im öffentlichen Dienst. Wir wollen einen  
Staat, der als Arbeitgeber mit gutem Beispiel vorangeht. 
Einen attraktiven Arbeitgeber, der Fachkräfte ausbildet, 
findet und hält, der die Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben verbessert. Lebenslanges Lernen soll zur 
Grundlage für einen
leistungsfähigen öffentlichen Dienst werden. Dabei setzen 
wir auf gezielte Weiterbildung und Qualifizierung, damit 
Fachkräfte ihre Kompetenzen ausbauen können. Befristete 
Arbeitsverträge im öffentlichen Dienst wollen wir deutlich 
reduzieren. Unbefristete Stellen sollen die Regel sein, um 
Sicherheit und perspektiven für die Beschäftigten zu 
schaffen.

X

Ein schlanker und ressourcenschonender Staat beginnt bei der 
Bundesregierung. Deshalb wollen wir die Zahl der Beauftragten 
der Bundesregierung deutlich reduzieren und mit Hilfe eines 
One in, one out-Prinzips dauerhaft auf niedrigerem Niveau 
halten. Außerdem wollen wir die Zahl der Staatssekretäre in 
den Ministerien beschränken und die Laufbahnordnung 
flexibilisieren. 

Bonpflicht

X X X

Bürokratie-Monster, wie etwa die Bonpflicht, wollen wir 
ersatzlos streichen. Betrieben dürfen sich nicht länger mit 
Papierkram rumschlagen müssen. Deshalb wollen wir, dass die 
Schriftform zur Ausnahme wird. 

Bürokratieabbau Wir beschließen Jahresgesetze zum Bürokratieabbau als 
echte Entrümpelungsgesetze und stärken die 
Bürokratiebremse („One in, two out“). Wo sinnvoll 
möglich, geben wir Gesetzen und Regelungen ein 
Verfallsdatum. Wir wollen genau wissen, wo der Schuh 
drückt: Deshalb machen wir mehr Bürokratie-Checks in 
enger Zusammenarbeit mit den betroffenen 
Unternehmen. 

Wir holen den Nationalen Normenkontrollrat (NKR) 
sowie die Zuständigkeit für Bürokratieabbau und bessere 
Rechtsetzung zurück in das Bundeskanzleramt. 

Wir kappen unnötige Bürokratie, beschleunigen und 
digitalisieren die Verwaltung – und auch beim Ausbau der 
Erneuerbaren Energien halten wir das Tempo hoch.

Beim Abbau von Bürokratie nutzen wir die Chancen der 
Digitalisierung. Die Grundlage dafür bildet eine 
flächendeckende Versorgung des ganzen Landes mit 
Glasfaser und Mobilfunk. Beim Bürokratieabbau achten wir 
darauf, dass Arbeitnehmerrechte, Verbraucherrechte und 
Ziele des ökologischen
Wandels nicht gefährdet werden. Um weitere konkrete 
Möglichkeiten des Bürokratieabbaus zu ermitteln, wird ein 
sozialdemokratischer Bundeskanzler eine
Konferenz mit Vertreterinnen und Vertretern von Wirtschaft 
und Verwaltung durchführen.

Gerade die kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) leiden besonders unter aufwendiger Büro-
kratie und oft zu komplizierten Regeln. Die Be-
schleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren haben 
wir maßgeblich durch das Abschaffen bürokra-
tischer Hürden wie Anträge für einzelne Stecker 
ermöglicht. Den gleichen Weg müssen wir in allen 
Bereichen gehen. Mit dem Praxischeck haben wir 
dafür ein pragmatisches und erfolgreiches Instru-
ment zum Abbau unnötiger Bürokratie in Deutsch-
land eingeführt, das wir in der nächsten Legislatur 
skalieren werden. Dabei werden Sektor für Sektor 
die Betroffenen aus Unternehmen, Verwaltung und 
Zivilgesellschaft eingebunden, unnötige bürokrati-
sche Hürden bestimmt und praktische Lösungen zu 
deren Abbau identifiziert, ohne soziale oder öko-
logische Schutzstandards abzubauen. Das werden 
wir nun flächendeckend und systematisch ausrollen 
und auch in den Gesetzgebungsprozessen vorab 
umsetzen. 

Wir Freie Demokraten fordern ein sofortiges dreijähriges 
Moratorium für Bürokratie: In dieser Zeit dürfen keine neuen 
Regularien beschlossen werden, die für Unternehmen zu neuen 
bürokratischen Belastungen führen, es sei denn, sie sind vorher 
in gleichem Umfang abgebaut worden. Wir wollen ein 
bürokratiefreies Jahr für Betriebe, in dem sie keine 
Berichtspflichten erfüllen müssen. Es muss jedes Jahr ein 
Jahresbürokratieentlastungsgesetz geben, um einen Abbau-
Pfad für überflüssige Regelungen zu schaffen. Mit einer 
Bürokratiebremse im Grundgesetz verankern wir den 
Bürokratieabbau in unserer Verfassung. Wir wollen 
sicherstellen, den Erfüllungsaufwand für Betriebe im Saldo um 
mindestens sechs Milliarden Euro pro Legislaturperiode zu 
reduzieren. 

Wir wollen Gesetze mit einer Sunset-Klausel häufiger zeitlich 
befristen. Das bedeutet, dass eine Regelung automatisch außer 
Kraft tritt, wenn sie nicht aktiv 
verlängert wird. Zudem wollen wir in Deutschland mehr mit 
Genehmigungsfiktionen und Stichtagsregelungen arbeiten. Es 
kann nicht sein, dass Unternehmen über Monate und Jahre 
hinweg an behördlichen Verfahren verzweifeln. Wenn eine 
Behörde nicht innerhalb eines bestimmten Zeitraums auf einen 
Antrag reagiert, muss der Regelfall künftig die automatische 
Genehmigung sein. 
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Digitalisierungsministerium Zukunftstechnologien brauchen Freiräume, der Staat 

braucht klare Zuständigkeiten. Dazu richten wir ein 
Bundesdigitalministerium ein. 

Die Digitalisierung der deutschen öffentlichen Verwaltung 
hat hohe Priorität. Seit 2023 gibt es eigentlich einen 
gesetzlichen Anspruch der Bürgerinnen und Bürger, dass sie 
jede Verwaltungsleistung digital beauftragen können. Wir 
brauchen mehr Tempo und 
 Konsequenz bei der Realisierung dieses Anspruchs. Wir 
werden alle Zuständigkeiten der  
Verwaltungsdigitalisierung in einem Ministerium bündeln 
und dieses mit den nötigen finanziellen Mitteln und 
Befugnissen ausstatten. Die nachgeordneten Stellen und 
Dienstleister (unter anderem ITZBund, Bundesdruckerei, 
Bundesverwaltungsamt, BSI, Digitalservice, FITKO) müssen 
so aufgestellt sein und zusammenarbeiten, dass die 
zentralen Projekte im Bereich der Verwaltungsdigitalisierung 
endlich schnell und nutzerfreundlich realisiert werden.

X

Wir werden dafür ein Bundesministerium für Digitalisierung 
einrichten, das sich aus bestehenden Abteilungen anderer 
Ministerien bildet und das als zentrale Instanz die 
Digitalisierung der Verwaltung bundesweit einheitlich steuert. 
Dafür müssen die Befugnisse der Verwaltungsdigitalisierung aus 
dem Bundesinnenministerium herausgelöst werden.

Direktaufträge

X X

Um die Vergabestellen gerade der Kommunen und 
die Wirtschaft um Verwaltungskosten von über 
einer Milliarde Euro zu entlasten, modernisieren 
wir das Vergaberecht umfassend, um nachhaltige 
Beschaffung zu vereinfachen und zur Regel zu ma-
chen. Um die Vergabestellen gerade der Kommunen 
zu entlasten, werden wir die Direktauftragsgrenzen 
deutlich anheben.

Wir fordern, die Wertgrenze für Direktaufträge auf 100.000 
Euro anzuheben.

Dokumentationspflichten Wir kehren in Handwerk, Einzelhandel, Gastronomie oder 
Hotellerie bei Dokumentationspflichten die Beweislast 
um und ersetzen die regelmäßigen Nachweise durch ein 
Anzeigerecht von Verstößen. 

In Deutschland dauern viele Planungs- und 
Genehmigungsverfahren zu lange. Die Bundesregierung hat 
im letzten Jahr mit den Ländern einen Deutschlandpakt zur 
Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung 
vereinbart: Höhere
Geschwindigkeit und weniger Bürokratie für mehr 
wirtschaftliches Wachstum sind das Ziel. Diesen Weg 
werden wir konsequent weitergehen. Auch auf nationaler 
und EU-Ebene werden wir den Abbau von Bürokratie etwa 
durch Zusammenführung, Vereinfachung und  
Digitalisierung von Dokumentations- und Berichtspflichten 
vorantreiben. 

Und wir wollen Dokumentationspflichten 
und Bürokratie in der Pflege auf ein Mindestmaß 
reduzieren, damit Pflegekräfte wieder dafür Zeit 
haben, wofür sie ihren Beruf gewählt haben: den 
Menschen.

Wir fordern, die Wertgrenze für Direktaufträge auf 100.000 
Euro anzuheben. Berichts-, Dokumentations- und 
Nachweispflichten wollen wir drastisch reduzieren. Die 
Berücksichtigung von vergabefremden Kriterien bei der 
Auftragsvergabe lehnen wir ab. 
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Immobilien Bauen und Wohnen wieder bezahlbar machen. Dazu 

entschlacken wir das Bauordnungs- und 
Raumordnungsrecht grundlegend und reduzieren die 
Vorschriften spürbar und verantwortungsbewusst. Mit 
dem Gebäudetyp E – wie „Einfach“ – schaffen wir die 
Voraussetzungen für kostengünstigeres, aber sicheres 
Bauen. Mit einer befristeten Sonderregelung für 
angespannte Wohnungsmärkte erlauben wir bei 
Wohnungsbauvorhaben Ausnahmen vom geltenden 
Planungsrecht. 

Wenn eine nicht selbst genutzte Immobilie privat verkauft 
wird, ist der Gewinn nach Ablauf einer Spekulationsfrist von 
zehn Jahren aktuell steuerfrei. Das wollen wir ändern und 
damit für mehr Steuergerechtigkeit sorgen. Außerdem 
werden auf diese Weise Anreize für rein spekulative 
Immobilienkäufe reduziert und gleichzeitig Anreize für 
langfristige Investitionen in Immobilien erhöht. Daraus 
können sich auch positive Effekte auf das Angebot auf dem 
Wohnungsmarkt ergeben.

Der Bund geht mit einer neuen bundeseigenen 
Wohnungsgesellschaft voran, um durch eigene 
Wohnraumförderung den Markt zu entlasten und 
Wohnraum für Angestellte und Beamte des Bundes zu 
schaffen. Das Genossenschaftsprogramm soll verstetigt und 
ausgebaut werden.

Eine Wohnungsbauprämie, deren Höhe 
mit der Inflation steigt und eine Klimakomponente 
beinhaltet, erleichtert auch Menschen mit gerin-
gem Einkommen den Zugang zu Wohneigentum. 
Wenn Mieter*innen gemeinschaftlich ihr Wohnhaus 
übernehmen wollen, beispielsweise durch eine Ge-
nossenschaft, wollen wir das unbürokratisch durch 
günstige Kredite oder Bürgschaften unterstützen.

Steuerschlupflöcher bei Immobiliengeschäften, etwa 
über sogenannte Share Deals, sind deshalb zu schließen. 
Stattdessen stärken wir das Vorkaufsrecht von 
Kommunen. Den sozialen und gemeinnützigen 
Wohnungsbau unterstützen wir, indem im Bund die 
Fördermittel für sozialen Wohnungsbau erhöht werden. 
Gemeinnützige und genossenschaftliche 
Wohnungsunternehmen wollen wir besonders 
unterstützen. 

Wir Freie Demokraten werden die steuerlichen Abschreibungen 
im Wohnungsbau verbessern [..]. Die Sonderabschreibung des 
Wachstumschancengesetzes führen wir ohne unnötige 
Einschränkungen fort. Mit einem sofortigen 
Baukostenmoratorium stoppen wir staatliche Kostentreiber. 
Wir beschleunigen Genehmigungsverfahren, schaffen 
überflüssige Umweltgutachten ab und geben dem 
Wohnungsbau Vorrang. Mit einheitlichen Anforderungen und 
bundesweiten Genehmigungsstandards bringen wir 
das serielle Bauen voran. Wir werden überzogene Bau-Auflagen 
abbauen und auf sinnvolle Mindeststandards bei 
Gebäudeenergie, Brand- und Gesundheitsschutz sowie Statik 
reduzieren. Der von uns auf den Weg gebrachte Gebäudetyp E 
sollte eine Blaupause für die Entrümpelung des Baurechts sein. 

Neben der Nachverdichtung und Aufstockung vereinfachen wir 
auch die Ausweisung neuer Bauflächen. Reagiert die Behörde 
nicht fristgerecht, gilt der Bauantrag als genehmigt 
(Genehmigungsfiktion). 

Mieten Die Mieten sind für viele Menschen zu hoch, das Bauen 
ist unerschwinglich geworden. Um den Markt zu 
entspannen, hilft nur mehr Angebot. Wir brauchen mehr 
neue Häuser und Wohnungen, schneller und günstiger. 
Dafür senken wir die Baukosten durch mehr Bauland und 
niedrigere, sinnvolle Standards. Wir sorgen für weniger 
Bürokratie und mehr Digitalisierung und richten die Bau-
Förderung neu aus.

Ende 2025 laufen die Mietpreisbremsen aus. Die 
Mietpreisbremse ist ein sehr gutes Instrument, um die 
steigenden Mieten einzudämmen. Und wir wollen 
langfristig für stabile und bezahlbare Mieten in 
angespannten Wohnungsmärkten sorgen. In 
Ballungsgebieten soll Kurzzeitvermietung auf ein 
Mindestmaß reduziert werden. Die Mietpreisbremse soll 
unbefristet gelten, um langfristig für stabile und bezahlbare 
Mieten in angespannten Wohnungsmärkten zu sorgen.

Wir wollen den dramatischen Anstieg der Mieten in 
Ballungsgebieten stoppen. Deswegen wollen wir, dass in 
Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt nur eine 
maximale Mietsteigerung von sechs Prozent in drei Jahren 
bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete gestattet ist. Den 
Mietspiegel-Betrachtungszeitraum wollen wir auf zehn 
Jahre ausweiten und preisgebundenen Wohnraum in die 
Betrachtung einbeziehen.

Die Mietpreisbremse muss verlängert werden. 
Sie soll Anstiege der Mieten über die ortsübliche 
Vergleichsmiete hinaus zudem stärker begrenzen. 
Den Betrachtungszeitraum zur Ermittlung der Ver-
gleichsmiete wollen wir dafür deutlich verlängern. 
Wir wollen die Mietpreisbremse außerdem bereits 
auf Wohnungen anwenden, die älter als fünf Jah-
re sind. 

Die Mietpreisbremse ist nachweislich eine Investitionsbremse. 
Deshalb lassen wir sie auslaufen. Um Anreize für den dringend 
notwendigen Neubau zu schaffen, durchbrechen wir die 
staatliche Regulierungsspirale im Mietmarkt. Einen 
bundesweiten Mietendeckel wird es mit uns nicht geben. 

Planungs- und 
Genehmigungsverfahren

Regelungen, die in einem Bereich zur 
Verfahrensbeschleunigung beitragen, müssen auch auf 
andere Bereiche wie Verkehr, Bau und digitale 
Infrastrukturen übertragen werden. Mit einer 
Genehmigungsfiktion sorgen wir dafür, dass Anträge bei 
Ämtern und Behörden schneller beschieden 
werden. Zudem sollte die Präklusion eine größere Rolle 
einnehmen.

 Wir führen eine Genehmigungsfktion ein, bei der Anträge 
automatisch genehmigt sind, wenn die Behörde nicht 
innerhalb einer gesetzten Frist reagiert. Das gibt Bau- und 
Investitionsprojekten mehr Planungssicherheit.

Den Aufbruch haben wir in den vergangenen drei Jahren 
geschafft: Wir haben ein Rekordtempo beim Ausbau der 
Erneuerbaren erzeugt, haben Grundlagen gelegt bei der 
Modernisierung der Industrie, der Zuwanderung von 
Fachkräften, der Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren, der Stärkung von Investitionen. 
Aber unser Land braucht jetzt eine gemeinsame 
Anstrengung, damit wir auf diesem Weg erfolgreich 
vorankommen. Der Wettlauf bei der technologischen 
Entwicklung macht es notwendig, dass neue Ideen und 
Innovationen schneller Wirklichkeit werden.

Ziel ist es die Planungszeiten für alle Infrastrukturprojekte 
mindestens zu halbieren, um Straßen, Schienen, Wasserstraßen 
und digitale Netze schneller auszubauen. Wir setzen uns dafür 
ein, dass sowohl Mobilfunk- auch Glasfaserausbau 
überragendes öffentliches Interesse im 
Telekommunikationsnetzausbaubeschleunigungsgesetz des 
Bundes werden. In einem nächsten Schritt wollen wir 
Ersatzneubauten von Infrastruktur generell genehmigungsfrei 
stellen, auch wenn diese erweitert und an den wachsenden 
Bedarf angepasst werden müssen. 
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Praxischecks

X

Neue Gesetze müssen einem Praxischeck unterzogen 
werden.

Wir werden alle neuen Gesetze und größeren 
Novellierungen vor Verabschiedung auf Wirksamkeit, 
Bürgernähe, Praxistauglichkeit und Digitaltauglichkeit 
testen und bestehende Gesetze schrittweise entsprechend 
überprüfen. Dazu werden wir die Instrumente des 
Bürgerchecks, des Praxischecks und des Digitalchecks 
verzahnen und verbindlich in der Gesetzgebungsarbeit 
verankern.

Mit dem Praxischeck haben wir dafür ein pragmatisches 
und erfolgreiches Instrument zum Abbau unnötiger 
Bürokratie in Deutschland eingeführt, das wir in der 
nächsten Legislatur 
skalieren werden. Dabei werden Sektor für Sektor die 
Betroffenen aus Unternehmen, Verwaltung und 
Zivilgesellschaft eingebunden, unnötige bürokratische 
Hürden bestimmt und praktische Lösungen zu deren 
Abbau identifiziert, ohne soziale oder ökologische 
Schutzstandards abzubauen. Das werden 
wir nun flächendeckend und systematisch ausrollen und 
auch in den Gesetzgebungsprozessen vorab 
umsetzen.

Die Gesetzgebung des Bundes muss praxistauglicher und 
weniger kompliziert gestaltet werden. Die Digital- und 
Praxischecks wollen wir dafür aus-
bauen. Bei neuen Gesetzgebungsvorhaben ist das 
zugrunde liegende Stammgesetz zu modernisieren, sind 
Leistungen zu pauschalisieren sowie Experi-
mentierräume und Reallabore vorzusehen.

X

Verwaltung Leistungsfähigkeit und Bürgernähe als Pflichtaufgabe. Wir 
machen den digitalen Vollzug zum Standard. Dafür setzen 
wir auch das „Once-Only“-Prinzip konsequent um, 
wonach Bürger und Unternehmen ihre Daten nur ein 
einziges Mal an die Verwaltung übermitteln müssen. Das 
Basisregister für Unternehmen und das einheitliche 
Unternehmenskonto sind wichtige Bausteine. 

Die Digitalisierung der deutschen öffentlichen Verwaltung 
hat hohe Priorität. Seit 2023 gibt es eigentlich einen 
gesetzlichen Anspruch der Bürgerinnen und Bürger, dass sie 
jede Verwaltungsleistung digital beauftragen können. Wir 
brauchen mehr Tempo und 
Konsequenz bei der Realisierung dieses Anspruchs. Wir 
werden alle Zuständigkeiten der  Verwaltungsdigitalisierung 
in einem Ministerium bündeln und dieses mit den nötigen 
finanziellen Mitteln und Befugnissen ausstatten. Die 
nachgeordneten Stellen und Dienstleister (unter anderem 
ITZBund, Bundesdruckerei, Bundesverwaltungsamt, BSI, 
Digitalservice, FITKO) müssen so aufgestellt sein und 
zusammenarbeiten, dass die zentralen Projekte im Bereich 
der Verwaltungsdigitalisierung endlich schnell und  
nutzerfreundlich realisiert werden.

 Ein wesentliches Mittel für den Bürokratieabbau ist die 
Digitalisierung der Verwaltung: Wir wollen, dass 
zentrale öffentliche Dienstleistungen für Unterneh-
men an einer Stelle gebündelt werden und Daten 
nur einmal eingereicht werden müssen.

Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, dass Once-Only-
Prinzip konsequent in der Steuerverwaltung umgesetzt wird. 
Bürger und Unternehmen sollen bestimmte Informationen der 
Verwaltung nur einmal bereitstellen müssen. 

Verwaltungsleistungen Wir richten Gesetze und andere Regelungen wieder 
stärker auf den grundsätzlichen Anwendungsfall aus, 
nicht in erster Linie auf den Ausnahmefall. Mit einer 
Experimentierklausel eröffnen wir unbürokratische 
Erprobungsräume. Die Entscheidungsträger vor Ort 
müssen die Sicherheit haben, schnelle und pragmatische 
Entscheidungen treffen zu können.

Wir setzen auf die flächendeckende Nutzung der eID, der 
elektronischen Identität, die es Bürgerinnen und Bürgern 
ermöglicht, sich sicher digital auszuweisen. Damit schaffen 
wir eine Grundlage für moderne 
Verwaltungsdienstleistungen und sorgen für  eine EU-weite 
Kompatibilität, damit die digitale Identität auch 
grenzüberschreitend nutzbar ist. Um Verwaltungsdienste 
zentral und unkompliziert verfügbar zu machen, führen wir 
die DeutschlandID ein.

Bürger*innen sollen mit dem Staat digital und 
auf Augenhöhe kommunizieren können. Deshalb werden 
wir gemeinsam mit den Ländern und Kommunen die 
Deutschland-App einführen, in der schrittweise alle 
staatlichen Verwaltungsangebote sicher, barrierefrei und 
anwendungsfreundlich zur 
Verfügung stehen sollen. In dieser App kann man künftig 
mit wenigen Klicks einen Personalausweis beantragen 
oder die neue Wohnung anmelden. Die App dient als 
einfache Bedienungsoberfläche für die Bürger*innen und 
als Zielbild für die deutsche Verwaltungsdigitalisierung. Im 
Hintergrund der App bauen wir eine moderne, modulare 
und standardisierte IT-Architektur, bei der die 
Verwaltungsdomänen von Bund, Ländern und Kommunen 
sinnvoll ineinandergreifen.

Wir Freie Demokraten fordern die Einführung einer Once-only-
Garantie und eines Rechtsanspruchs auf digitale 
Verwaltungsleistungen. Außerdem wollen wir alle relevanten 
Register, wie z.B. Melderegister, Unternehmensregister und 
Gesundheitsregister, vollständig digitalisieren und vernetzen. 
Damit werden wir Verwaltungsprozesse deutlich beschleunigen 
und vereinfachen. 
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Weitere Maßnahmen für  
Unternehmen

Schluss mit immer mehr Betriebsbeauftragten. Die 
Pflicht zur Bestellung von Betriebsbeauftragten – zum 
Beispiel für Abfall, Brandschutz oder Sicherheit – belastet 
kleine und mittlere Unternehmen sehr. Wir befreien sie 
davon und vereinheitlichen die Schwellenwerte, ab denen 
Beauftragte berufen werden müssen. 

In den Unternehmen muss es einen gesetzlich festgelegten 
Mindestkatalog zustimmungsbedürftiger Geschäfte im 
Aufsichtsrat geben. Schlupflöcher zur Umgehung der 
Mitbestimmung im Aufsichtsrat werden wir schließen, wie 
zum Beispiel bei der Aushebelung der Mitbestimmung 
durch europäisches Gesellschaftsrecht.

X X

Atomkraft Dabei setzen wir auf die Forschung zu Kernenergie der 
vierten und fünften Generation, Small Modular Reactors 
und Fusionskraftwerken. Gleichzeitig streben wir 
schnellstmöglich eine fachliche Bestandsaufnahme an, 
ob angesichts des jeweiligen Rückbaustadiums eine 
Wiederaufnahme des Betriebs der zuletzt 
abgeschalteten Kernkraftwerke unter vertretbarem 
technischem und finanziellem Aufwand noch möglich ist. 

Die Atomkraft in Deutschland ist stillgelegt und das ist gut 
so. Jetzt braucht es die sichere Endlagerung der radioaktiven 
Stoffe. Wir werden das Endlager-Suchverfahren konstruktiv 
begleiten und beschleunigen, ohne die Sicherheit zu 
gefährden.

Eine Rückkehr zur Atomkraft ist weder für das Erreichen 
der Klimaziele noch für die 
Versorgungssicherheit notwendig – zudem scheiden 
neue Atomkraftwerke wegen der extrem langen 
Planungs- und Bauzeiten, der hohen finanziellen 
Risiken und der Ewigkeitskosten als realistische 
Option ohnehin aus. Der lange geplante und partei-
übergreifend beschlossene Atomausstieg hat unser 
Land sicherer gemacht. Die Suche eines verläss-
lichen Endlagers bleibt eine Herausforderung, der 
sich das ganze Land stellen muss.

Das deutsche Atomrecht wollen wir von ideologischem Ballast 
befreien. Unser Ziel ist, dass Kernkraftwerke der neuen 
Generation, etwa Dual-Fluid-Reaktoren, Thorium-
Flüssigsalzreaktoren oder Small Modular Reactors in 
Deutschland rechtssicher gebaut werden können. Für die 
Kernfusion wollen wir einen innovationsfreundlichen 
Rechtsrahmen außerhalb des Atomrechts schaffen. Wir wollen 
die Wiederinbetriebnahme der vorhandenen Kernkraftwerke 
rechtlich ermöglichen und die Entscheidung darüber den 
Betreibern überlassen. 

Automobilindustrie Wir stehen zum Auto und zur Automobilindustrie. Das 
Verbrenner-Verbot muss rückgängig gemacht werden.

Neben der Elektromobilität sollen alle klimafreundlichen 
Möglichkeiten für alternative Antriebe und 
energieeffiziente Kraftstoffe genutzt werden. Dazu 
gehören beispielsweise E-Fuels, Wasserstoff und 
nachhaltige Biokraftstoffe. Wir stehen für 
Technologieoffenheit.

Wir wollen mit einem zeitlich befristeten 
Steuerabzugsbetrag für die Anschaffung eines in 
Deutschland produzierten E-Autos auch den privaten 
Neuwagenkauf fördern. Das ist einfach und unkompliziert 
umsetzbar: kaufen, bei der Steuer angeben, Zuschuss direkt 
aufs Konto. 

Ein Großteil der Neuwagen wird gewerblich genutzt. Hier 
werden wir durch bessere Abschreibungsbedingungen und 
Änderungen bei der Dienstwagenbesteuerung die 
Attraktivität der E-Mobilität weiter verbessern. Die Kfz-
Steuer Befreiung für E-Autos werden wir bis 2035 
verlängern.

Staatliche Förderprogramme für den Kauf von Produkten 
wie E-Autos werden wir künftig für Produkte gewähren, 
die größtenteils auch in Europa mit seinen hohen sozialen 
und ökologischen Standards produziert wurden.

Deshalb setzen wir uns für eine umgehende Aufhebung des 
faktischen Verbrenner-Verbots ab dem Jahr 2035 und eine 
innovationsfreundliche Regulierung der Entnahme, Nutzung 
und Speicherung von Treibhausgasen ein, denn die Nutzung 
dieser Technologien ist für das Erreichen der Klimaziele 
unabdingbar.

Biogas

X X

Wir stehen für eine endgültige Absage an die 
Gasförderung in ganz Deutschland – an Land 
wie auf dem Meer.

Biogasanlagen tragen zur sicheren Versorgung mit Strom und 
Wärme bei. Die Finanzierung von Biogasanlagen passen wir 
zukünftig so an, dass ihre Flexibilität zur Senkung von 
Stromkosten und zur weiteren Nutzung der bestehenden 
Biogasanlagen beiträgt. 

CO2-Flottengrenzwerte Die Flottengrenzwerte müssen überprüft, Strafzah-
lungen verhindert werden.

Deutschland soll ein führendes Land für die Herstellung von 
Fahrzeugen bleiben. Wir setzen uns dafür ein, dass die 
deutschen Automobilhersteller aktuell keine 
Strafzahlungen im Zusammenhang mit den CO2-
Flottengrenzwerten an Brüssel leisten müssen.

Für die Unternehmen in der Automobilindustrie, mit ihren 
mittelständischen Zulieferbetrieben der größte 
Industriezweig in unserem Land, ist Planungssicherheit 
entscheidend: dass wir dabei bleiben, ab 2035 nur noch 
klimafreundliche Antriebe neu zuzulassen. Die konkreten 
Ziele der EU-Flottengrenzwerteverordnung unterstützen 
wir und lehnen eine Abschwächung ab. Mögliche 
Strafzahlungen sollen gegebenenfalls gestreckt und für 
den Hochlauf der E-Mobilität durch europäische 
Programme genutzt werden.

Zudem möchten wir die EU-Flottengrenzwerte abschaffen. Das 
schafft mehr Flexibilität für die Industrie. So kann sie auf neue 
Technologien setzen, die sowohl das Klima schützt als auch 
Arbeitsplätze sichert.

Energie
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CO2-Preis Die CO2-Bepreisung bauen wir im Instrumentenmix zum 

Leitinstrument aus und geben deren Einnahmen an 
Verbraucher und Wirtschaft zurück. Der Markt soll 
darüber entscheiden, wo und wie Emissionen vermieden 
werden. Das ist unser Weg: CO2 einsparen, wo es am 
effizientesten ist. 

Der bereits gesetzlich beschlossene CO2-Preis pro Tonne 
von 55 Euro in 2025 und maximal 65 Euro in 2026 gilt. 

Alle Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen 
bekommen zum Ausgleich einen Großteil der Einnahmen 
der CO₂-Bepreisung von Gebäudewärme und Transport 
als Klimageld zurück. Das Klimageld soll in der nächsten 
Legislatur so schnell wie möglich eingeführt werden und 
dann direkt und ohne vorherige Beantragung auf das 
Konto eingehen. 

Die EU-Mindestsätze für die Energiesteuer auf Heiz- und 
Kraftstoffe wollen wir angesichts des tendenziell 
steigenden CO2-Preises sukzessive bis auf null abschmelzen. 
Damit soll der CO2-Preis die Strom- und 
Energiesteuer perspektivisch vollständig ersetzen. Ebenso soll 
die Kfz-Steuer in diesem Zusammenhang mittelfristig 
abgeschafft werden. Auf diese Weise stärken wir die Rolle des 
CO2-Preises und schaffen mehr Anreize für den Umstieg auf 
erneuerbare Energien oder klimafreundliche 
Kraft- und Heizstoffe. 

Emissionshandel Der Emissionshandel kann mehr. Richtig umgesetzt, ist er 
als marktwirtschaftliches Instrument in der Lage, die 
Emissionsmenge effizient zu begrenzen und das Klima 
bestmöglich zu schützen. Die CO2-Bepreisung bauen wir 
im Instrumentenmix zum Leitinstrument aus und geben 
deren Einnahmen an Verbraucher und Wirtschaft zurück. 
Der Markt soll darüber entscheiden, wo und wie 
Emissionen vermieden werden. Das ist unser Weg: CO2 
einsparen, wo es am effizientesten ist. 

X

Wir machen Klimaschutz einfacher und bezahlbarer und 
lösen Umsetzungsprobleme pragmatisch. Dabei setzen wir 
gezielt verschiedene Instrumente ein – von 
marktwirtschaftlichen Anreizen wie dem Emissionshandel 
über eine gezielte Förderung für Wirtschaft und 
Haushalte bis hin zum Ordnungsrecht.

Wir Freie Demokraten wollen die europäischen Klimaziele 
sicher und so kostengünstig wie möglich erreichen. Dafür 
wollen wir einen einheitlichen europäischen Emissionshandel 
als Leitinstrument der Klimapolitik etablieren. Mit seiner 
jährlich sinkenden Obergrenze für Treibhausgasemissionen 
stellt der Emissionshandel sicher, dass die europäischen 
Klimaziele eingehalten werden. Der durch den Handel mit 
Emissionsrechten gebildete CO2-Preis sorgt dafür, dass 
Treibhausgase immer dort eingespart werden, wo dies am 
günstigsten ist.

Erneuerbare Energien Wir nutzen die Erneuerbaren konsequent, und zwar alle: 
Windenergie an Land und auf See, Solarenergie, 
Geothermie, Wasserkraft, Bioenergie und den 
nachwachsenden Rohstoff Holz. Die Potenziale der Kraft-
Wärme-Kopplung müssen konsequent genutzt werden. 
Wir erhöhen die Versorgungssicherheit durch eine 
pragmatische Kraftwerkstrategie, die einen 
technologieoffenen Kapazitätsmarkt etabliert und damit 
wettbewerblich für Absicherung der gesicherten Leistung 
sorgt.
Wir setzen ein Strommarktdesign um, das die neuen 
Realitäten anerkennt und die notwendigen Investitionen 
absichert. Für mehr Preisstabilität entwickeln wir die 
Terminmärkte weiter. Versorgungsunternehmen müssen 
ihre Lieferverträge besser und preisgünstiger absichern 
können. 

Windkraft und Photovoltaik sind schon heute die günstigste 
Form der Stromproduktion. Ihr konsequenter Ausbau wird 
die Strompreise senken. Damit diese geringen Kosten auch 
bei den Verbrauchern ankommen, werden wir darauf 
achten, dass die Netzentgelte nicht weiter steigen. Bis es 
soweit ist, wollen wir die aufsuchende Beratung des Spar-
Checks für die ärmsten Haushalte deutschlandweit 
ausbauen und verstetigen. Ärmeren Haushalten wollen wir 
Heiz-Mietmodelle anbieten (soziales Leasing). 

An Solarpaneelen oder Windrädern können viele teilhaben, 
nicht nur Hausbesitzer, sondern auch ganze 
Dorfgemeinschaften. Das fördert die Akzeptanz. Wir wollen 
darum die dezentrale Versorgung mit Energie weiter 
vereinfachen, vom Balkonkraftwerk bis
zum Bürgerwindpark (Energy Sharing). Denn, wenn das 
neue Windrad die Kita oder das Schwimmbad finanziert, 
hilft das der Gemeinde vor Ort und der Energiewende im 
ganzen Land.

Günstiger Strom aus erneuerbaren Energien wie 
Wind, Sonne, Wasserkraft, Geothermie und naturver-
trägliche Bioenergie sichert unseren Wohlstand. Er 
ist auch die Grundlage für ein bezahlbares Leben, 
denn Wärme und Mobilität werden zunehmend 
elektrisch. 

Mit Energy Sharing werden wir es möglich machen, 
günstig erzeugten erneuerbaren Strom noch einfacher 
gemeinschaftlich und kommunal zu teilen. Erneuerbare 
Energien liefern enorm günstig, aber 
nicht gleichmäßig Strom. Daher müssen wir Ange-
bot und Nachfrage optimal und möglichst dezentral 
aufeinander abstimmen. Dies erreichen wir durch 
kosteneffizienten Netzausbau und bessere Netznut-
zung, dezentrale Preissignale ohne eine Aufteilung 
der Gebotszone, Speichern aller Arten, eine neue 
Generation von wasserstofffähigen und flexibel 
einsetzbaren Kraftwerken und die effiziente Aus-
nutzung der enormen Flexibilitätspotenziale von 
Industrie, Gewerbe, Verkehr und privaten Verbrau-
cher*innen. 

Wir Freie Demokraten wollen die erneuerbaren Energien 
vollständig in den Markt überführen. Da auf diese bereits heute 
mehr als 60 Prozent der Stromproduktion entfallen, sind die 
EEG-Subventionen für neue Anlagen nicht mehr zu 
rechtfertigen. Eine Vergütung am Markt würde auch 
gewährleisten, dass Photovoltaik- und Windkraftanlagen nur 
gebaut werden, wenn ausreichend Netze und Speicher 
vorhanden sind, um die Nutzung des produzierten Stroms 
sicherzustellen. Wir lehnen gesetzlich vorgegebene 
Ausbaupfade für einzelne Technologien genauso ab, wie 
staatlich garantierter Abnahmepreise. 
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Fernwärme

X

Vor allem in städtischen Räumen wird Fernwärme sehr 
wichtig werden und Millionen von Menschen ihr Zuhause 
wärmen. Damit sie bezahlbar bleibt, wollen wir eine 
bundesweite Preisaufsicht für Fernwärme einsetzen.

Ärmeren Haushalten wollen wir Heiz-Mietmodelle anbieten 
(soziales Wärmepumpen-Leasing). Vor allem in städtischen 
Räumen wird Fernwärme sehr wichtig werden und Millionen 
von Menschen ihr Zuhause wärmen. Damit sie bezahlbar 
bleibt, wollen wir eine bundesweite Preisaufsicht für 
Fernwärme einsetzen.

Den Aus- und Umbau von Wärmenetzen wollen wir 
mit der Verlängerung und Stärkung der Förderung 
für effiziente Wärmenetze (BEW) absichern, Ge-
nehmigungsprozesse optimieren und durch eine 
Senkung der Stromkosten auch die Erzeugung 
von klimafreundlicher Wärme bei den Energie-
erzeugern vor Ort stärken. Ein gleichzeitig starker 
Verbraucherschutz ist dafür Voraussetzung. Durch 
die Einführung einer Preisaufsicht wollen wir den 
Verbraucherschutz bei der Fernwärme, die vor allem 
von Mietshaushalten bezogen wird, weiter stärken. 
Mögliche Preisanstiege bei der Fernwärme wollen 
wir analog zu den Regelungen im Gebäudeenergie-
gesetz begrenzen. Außerdem werden wir privates 
Kapital für den Ausbau der Wärmenetze aktivieren 
und die Finanzierungskosten durch öffentliche 
Bürgschaften senken.

Einen Zwang zum Anschluss an Fernwärmenetze lehnen wir ab.

Fracking

X X

Wir stehen für eine endgültige Absage an die 
Gasförderung in ganz Deutschland – an Land 
wie auf dem Meer.

Dafür sollte die heimische Erdgasförderung ausgebaut 
werden, wozu sich aktuell das Gasfeld in Borkum und Fracking-
Verfahren anbieten. Statt Gas teuer zu importieren, sorgt das 
für heimische Wertschöpfung.

Green Deal

X

Wir bekennen uns klar zu den Klimazielen für Deutschland 
und die EU. Wir müssen den Anstieg der globalen 
Durchschnittstemperatur auf deutlich unter zwei Grad 
Celsius begrenzen und nach Möglichkeit auf den 1,5-Grad-
Pfad führen. Wir unterstützen den europäischen Green 
Deal, damit Europa der erste klimaneutrale Kontinent wird. 

Wir unterstützen die Erweiterung des Green Deal 
um eine industrielle Dimension. Wir müssen von 
Klimaschutzmaßnahmen wirtschaftlich stärker 
profitieren und unsere klimaneutrale europäische 
Innovationskraft zu einem globalen Wettbewerbs-
vorteil ausbauen. Dafür wollen wir im nächsten 
EU-Finanzrahmen die entsprechenden Instrumen-
te schaffen und sie mit den notwendigen Mitteln 
unterlegen. Dazu gehört auch, dass wir das Beihil-
ferecht der EU so ändern, dass es kurzfristig einer 
umfassenden Unterstützung der Dekarbonisierung 
der Industrie und dem Abbau gefährlicher Abhän-
gigkeiten von Autokratien nicht im Wege steht.

Berichtspflichten aus dem „Green Deal“ der EU-Kommission 
wollen wir abschaffen.

Heizungsgesetz Es geht uns darum, technologieoffen emissionsarme 
Wärmelösungen zu fördern und zu nutzen. Dazu gehört 
für uns auch das Heizen mit dem nachwachsenden 
Rohstoff Holz. Das Heizungsgesetz der Ampel schaffen 
wir ab.

Wir wollen einen Paradigmenwechsel in der Klimapolitik, 
der öfter auf gemeinschaftliche Lösungen setzt. 
Klimaneutrale Wärmenetze zu bauen, mit denen ein ganzer 
Stadtteil warm wird, ist nicht nur solidarischer, sondern 
auch effizienter und kostengünstiger als einzelne 
Wärmepumpen in jedem Haus.

Wir geben mit dem bestehenden Gebäudeenergie-
gesetz und einer Förderung von bis zu 70 Prozent 
für den Einbau von fossilfreien Heizungen den 
Eigenheimbesitzer*innen, der Wirtschaft sowie 
den Mieter*innen und Vermieter*innen die nötige 
Planungssicherheit für Kauf und Einbau einer mo-
dernen klimafreundlichen Heizung, wie der Wärme-
pumpe, bis 2045. Die Unterstützung auf diesem Weg 
werden wir ausbauen. Ebenso ausbauen werden wir 
die Energieberatung. Zudem wollen wir die Klima-
komponente im Wohngeld weiter stärken.

Das Heizungsgesetz mit seinen überzogenen Vorgaben muss 
vollständig auslaufen.

Klimaneutralität Die Klimaneutralität bis 2045 haben wir fest im Blick. Die 
Erderwärmung ist ein globales Problem, das die 
Weltgemeinschaft nur gemeinsam lösen kann. Wir 
verbinden dieses Ziel unbedingt mit dem Erhalt der 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft und der 
Notwendigkeit der sozialen Tragfähigkeit.

Wir bekennen uns klar zu den Klimazielen für Deutschland 
und die EU. Wir müssen den Anstieg der globalen 
Durchschnittstemperatur auf deutlich unter zwei Grad 
Celsius begrenzen und nach Möglichkeit auf den 1,5-Grad-
Pfad führen. Wir unterstützen den
europäischen Green Deal, damit Europa der erste 
klimaneutrale Kontinent wird. 

Wir halten deshalb an den rechtlich festgeschriebenen 
Zielen der Klimaneutralität 2045 
und den verbindlichen Zwischenzielen fest. 

Da nationale Sonderziele im Rahmen des europäischen 
Emissionshandels keinerlei zusätzlichen Nutzen für den 
Klimaschutz haben können, wollen wir das Ziel der 
Klimaneutralität bis 2045 im deutschen Klimaschutzgesetz 
durch das europäische Ziel der Klimaneutralität bis 2050 
ersetzen. 
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Kohleausstieg Wir stehen zum Kohlekompromiss und zum vereinbarten 

Kohleausstieg. Auf dem Weg darf es kein weiteres 
endgültiges Abschalten von Kohlekraftwerken geben, 
solange als Ersatz keine neuen Gaskraftwerke und Kraft-
Wärme-Kopplungs-Anlagen gebaut sind.

X

Fossile Energieerzeugung ist ein Auslaufmodell. 
Gerade damit die Kohleregionen Planungssicher-
heit haben und der Strukturwandel geordnet 
unterstützt werden kann, halten wir daran fest, alle 
verbliebenen Kohlekraftwerke ab 2030 nicht mehr 
zu befeuern. 

Eine frühere Beendigung der Braunkohleförderung vor dem 
gesetzlich festgelegten Ausstieg bis 2038 lehnen wir ab. 

Ladesäulenausbau Für die E-Mobilität muss die Ladeinfrastruktur 
angemessen ausgebaut werden. 

Wir werden beim Ladesäulenausbau weiter Tempo machen 
und Tankstellen verpflichten, Schnellademöglichkeiten 
anzubieten.

Wir beschleunigen den Hochlauf der Elektromobilität 
durch gezielte Förderung für die Ladeinfrastruktur 
und sozial ausgewogene Kauf- und Leasinganreize. 
Förderung wollen wir dabei nur jenen gewähren, 
die auch in Europa mit seinen hohen sozialöko-
logischen Standards produzieren: in Europa, für 
Europa. Mit gezielten Forschungsprogrammen und 
dem Ausbau der regionalen Transformationsnetz-
werke unterstützen wir die Fortentwicklung von 
Geschäftsmodellen, insbesondere in den Bereichen 
vernetztes Fahren und Batteriezellen.

X

Luftverkehr Die Gesamtkosten des Luftverkehrs werden 
auf ein wettbewerbsfähiges europäisches Niveau 
zurückgeführt. 

Wir wollen die Luftverkehrsteuer in eine EU-Klimaabgabe 
umwandeln, die von allen Airlines gezahlt wird, auch von 
denen außerhalb Europas. X

Weltweiter Passagier- und Güterverkehr durch die Luft ist 
Ausdruck eines starken und wettbewerbsfähigen Deutschlands. 
Damit das so bleibt, streichen wir die Luftverkehrsteuer und 
senken Luftsicherheitsgebühren auf ein wettbewerbsfähiges 
Niveau.

Netzausbau Ein besonderes Augenmerk legen wir auf den inte-
grierten und grenzüberschreitenden Netzausbau sowie 
auf eine effiziente Verknüpfung des Ausbaus von 
Erneuerbaren Energien, Netzen und Speichern. Dafür 
wollen wir mehr privates Kapital gewinnen. Für einen 
schnellen und günstigen Ausbau von Stromnetzen nutzen 
wir verstärkt Freileitungen. Bei Strom-, Wärme-, Gas-, 
Wasserstoff- und CO2-Inf-
rastruktur setzen wir auf Standardisierung und 
gemeinsamen Ausbau. 

Mit der Umstellung auf günstige Erneuerbare Energien ist 
ein massiver Ausbau der Stromnetze verbunden. Der kostet 
viel Geld, das als Netzentgelte auf den Strompreis
aufgeschlagen wird. Das ist eine Herausforderung 
insbesondere für die im internationalen Wettbewerb 
stehende Wirtschaft und die Verbraucherinnen und
Verbraucher. Wir werden die Entgelte für das 
Übertragungsnetz, das die Regionen in Deutschland 
verbindet und massiv ausgebaut wird, zunächst 
stabilisieren, dann schnellstmöglich auf 3 Cent pro 
Kilowattstunde deckeln und so den Netzausbau 
unterstützen. Das ist wegen der milliardenschweren 
Investitionen in dieses Netz
erforderlich.

Für neu zu planende Hochspannungs-
gleichstromleitungen werden wir die einfacheren 
Freileitungen wieder zum Standard machen und 
Erdverkabelung nur noch bei besonderen örtlichen 
Erfordernissen nutzen. Wir setzen zugleich den Weg 
fort, die Kosten nicht umzulegen, sondern anders zu 
finanzieren und Strom damit für Verbraucher*innen 
und Unternehmen billiger zu machen. 

Wir wollen die Kosten für den Netzausbau erheblich reduzieren, 
in dem die neuen Leitungen in der Regel überirdisch gebaut 
werden. Regulatorische Hürden für einen schnellen Netzausbau 
wollen wir abbauen und dafür sorgen, dass nur die Netze 
gebaut werden, die tatsächlich gebraucht werden. Auch das 
spart Kosten und senkt insgesamt Preise. Gleichzeitig fordern 
wir eine bessere Synchronisierung des Netzausbaus mit dem 
Ausbau von Erneuerbaren Energien, Kraftwerke, Speichern und 
der Wasserstoffwirtschaft, um die Effizienz des Gesamtsystems 
zu steigern. Wir wollen den Netzanschlusszwang abschaffen, 
sodass neue Anlagen nur ans Netz angeschlossen werden, wenn 
dies systemdienlich und rentabel ist. Regulierungen und 
Vorgaben, die Effizienz und Modernisierung hemmen, müssen 
vollständig abgebaut werden.

Netzentgelte Wir sprechen uns für die Beibehaltung einer 
Stromgebotszone und einen entschlossenen Netzausbau 
aus. Statt unterschiedlicher Strompreiszonen muss der 
Strom für alle in Deutschland günstiger werden. Mit einer 
Reform der Netzentgelte sinkt die Belastung und steigt 
die Akzeptanz. Eine zusätzliche Netzentgeltbelastung für 
industrielle Großverbraucher, die nicht flexibel 
produzieren können, lehnen wir ab. 

Wir werden die Entgelte für das Übertragungsnetz, das die 
Regionen in Deutschland verbindet und massiv ausgebaut 
wird, zunächst stabilisieren, dann schnellstmöglich auf 3 
Cent pro Kilowattstunde deckeln und so den Netzausbau 
unterstützen. Das ist wegen der milliardenschweren 
Investitionen in dieses Netz erforderlich.

Darüber hinaus setzen wir uns dafür ein, dass ein größerer 
Kreis besonders stromintensiver Unternehmen von den 
bestehenden Regeln reduzierter Netzentgelte profitieren 
kann. Dazu gehört auch, die energieintensiven 
Großabnehmer ohne Flexibilisierungspotenzial wie bisher zu 
entlasten.

Erleichterungen für Eigenstromproduktion und eine 
Förderung von langfristigen Abnahmeverträgen 
sichern der Wirtschaft direkten Zugang zu günsti-
ger Energie. Auch für die Wirtschaft ist die weitere 
Absenkung der Steuern und Abgaben auf Strom 
wichtig. Deshalb übernehmen wir die Netzentgelte 
für die überregionalen Stromleitungen aus dem 
Deutschlandfonds und senken die Stromsteuer auf 
das europäische Minimum. 

Zudem reformieren wir die Finanzierung des 
Netzausbaus, um die Netzentgelte zu senken.

Außerdem wollen wir die Netzentgelte umfassend reformieren. 
Die Netzentgelte sind einer der 
großen Treiber der Stromkosten. Um die Netzkosten zu senken, 
wollen wir die Netze durch Digitalisierung und die Nachfrage 
durch dynamische Netzentgelte flexibilisieren. Dadurch 
werden Netzengpässe im Preis abgebildet, sodass sich die 
Nachfrage dorthin verlagert, wo Kapazitäten 
vorhanden sind, und damit der Bedarf beim Netzausbau 
geringer wird. 
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Öffentliche Aufträge Wir wollen gerade Mittelständlern das Leben bei 

Vergaben einfacher machen. Deshalb wollen wir, dass die 
europäische Definition von kleinen und 
mittleren Unternehmen angepasst wird. Die 
Schwellenwerte für öffentliche Aufträge set-
zen wir herauf. 

Wir werden mit einem Bundestariftreuegesetz dafür sorgen, 
dass öffentliche Aufträge des Bundes nur an
Unternehmen gehen, die ihre Beschäftigten nach Tarif 
bezahlen. Dieser Grundsatz muss auch für europäische 
öffentliche Aufträge gelten. Deshalb setzen wir uns auch für 
ein europäisches Tariftreuegesetz ein. Wenn öffentliche 
Gelder und Fördermittel für die
Bewältigung der Transformation von Unternehmen 
eingesetzt werden, sollen sie konsequent an die Kriterien 
Tarifbindung, Standortentwicklung, Beschäftigungssicherung 
und Qualifizierungsstrategien gebunden werden.

Um ausreichend Nachfrage für klimaneutral hergestellte 
Produkte zu garantieren, werden wir grüne Leitmärkte in 
Sektoren wie Stahl und Zement europaweit etablieren. 
Dafür wollen wir beispielsweise bei öffentlichen 
Aufträgen eine Mindestquote von grünem Stahl 
einführen, die stetig ansteigt.

X

Strompreiskompensation

X

Die Bundesregierung wird sich darüber hinaus gegenüber 
der Europäischen Kommission
dafür einsetzen, dass mehr energieintensive Branchen von 
den Entlastungen der sogenannten 
Strompreiskompensation profitieren können, zum Beispiel 
die Glasverarbeitung, weitere Teile der Chemie und die 
Batteriezellenproduktion. Das würde den Strompreis in der 
energieintensiven Industrie in Deutschland deutlich senken. 
Wir werden außerdem die Absenkung der Stromsteuer auf 
das europäische Mindestmaß entfristen.

Zudem setzen wir uns ein für eine dauerhafte und breitere 
Ausgestaltung der Strompreiskompensation für 
energieintensive Unternehmen, die im globalen 
Wettbewerb stehen. 

X

Tempolimit Anti-Auto-Haltung, Fahrverbote für Innenstädte, das 
Umwidmen von Parkplätzen und ein generelles 
Tempolimit auf deutschen Autobahnen lehnen wir ab. 

Wir wollen ein Tempolimit von 130 km/h auf 
Bundesautobahnen einführen. Ein Tempolimit bringt so 
viele Vorteile, dass man fast gar nicht begründen kann, es 
nicht einzuführen.

Als einziges Land weltweit erlaubt Deutschland das 
unbegrenzte Rasen auf Autobahnen – zum Schaden 
von Menschenleben und Umwelt. Ein Sicherheits-
tempo von 130 km/h auf Autobahnen als generelles 
Tempolimit ist deshalb überfällig. 

Wir Freie Demokraten lehnen ein generelles Tempolimit auf 
Autobahnen ab. Ein faires Miteinander aller 
Verkehrsteilnehmer - ob Auto, Motorrad, Fahrrad, E-Scooter 
oder Fußgänger - erreichen wir nicht durch Verbote, sondern 
durch ausgewogene Regeln und gegenseitigen Respekt.

Wasserstoff Alle Wirtschaftsregionen müssen vom 
Wasserstoffkernnetz erreicht werden, es darf keine 
Benachteiligung einzelner Regionen geben. Wir brauchen 
auch eine große Portion Pragmatismus bei heimischer 
Erzeugung und internationalen 
Wasserstoffpartnerschaften. Der Wasserstoffhochlauf 
wird nur im europäischen Kontext erfolgreich sein. 

Damit Wasserstoff in Deutschland wirklich Fuß fassen kann, 
schaffen wir Leitmärkte für grünen Stahl made in Germany – 
das heißt, feste Anteile von grünem Stahl, zum Beispiel bei 
der Bahn oder in Umspannplattformen. Wir brauchen 
außerdem ein klug ausgestaltetes Wasserstoffnetz. 
Gleichzeitig müssen ausreichende Speicherkapazitäten, 
etwa im Rahmen einer nationalen Wasserstoffreserve, 
aufgebaut werden. 

Wir werden das Wasserstoffkernnetz zügig aufbauen, 
die Erzeugung von grünem Wasserstoff in Deutsch-
land fördern und neue Importquellen sichern.

Für eine technologieneutrale, nachhaltige Mobilitätspolitik 
wollen wir eine Gleichstellung von Elektromobilität, 
klimaneutrale Kraftstoffe (z. B. aus Strom oder Biomasse) und 
Wasserstoff bei Regulatorik, Besteuerung und Förderung. Nur 
durch echte Offenheit für verschiedene Technologien können 
wir die Mobilität der Zukunft gestalten. Diese muss den 
Klimaschutz voranbringen und gleichzeitig die wirtschaftliche 
Stabilität stärken.

Allgemeines Wir drängen darauf, dass die Staaten Europas auf dem 
Feld der inneren Sicherheit noch enger zusammenrücken. 
Wir stärken die Zusammenarbeit von Europol mit den 
Polizeien der Mitgliedstaaten. Europol muss so 
weiterentwickelt und ausgestattet werden, dass es eine 
Zentralstelle für Europa wird und ein gemeinsames 
Daten- und Informationshaus für die nationalen 
Sicherheitsbehörden bereitstellt – im Kampf gegen 
Organisierte Kriminalität, insbesondere Drogen- und 
Schleuserkriminalität, Cyberkriminalität und 
Terrorismus. 

Wir wollen eine echte Europäische Sozialunion. Wir wollen 
einen Binnenmarkt, der den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern dient. Um eine angemessene soziale 
Absicherung zu gewährleisten und Armut zu bekämpfen, 
setzen wir uns für europäische Mindeststandards bei den 
nationalen Grundsicherungssystemen ein.

Um die EU bürgernäher und demokratischer zu 
gestalten, soll das Europäische Parlament ein 
vollwertiges Initiativrecht für die Einbringung von 
Gesetzen bekommen. In Zukunft soll ein Teil der 
Abgeordneten über transnationale Listen gewählt 
werden. Bürger*innen sollen breiter und effektiver 
beteiligt werden, die Europäische Bürgerinitiative 
wollen wir stärken.

Mit dem Ziel einer starken, handlungsfähigeren 
EU möchten wir die laufende Legislatur zu einer 
Reformlegislatur machen. Dafür soll das Prinzip der 
Einstimmigkeit in allen Politikbereichen – auch in 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik – 
durch Mehrheitsentscheidungen ersetzt werden. 

Wir Freie Demokraten setzen uns insbesondere für eine 
Verkleinerung der Kommission, ein Initiativrecht des 
Europäischen Parlaments sowie qualifizierte 
Mehrheitsentscheidungen in der gemeinsamen EU-Außen- und 
Sicherheitspolitik ein. 

Europäische Union
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Banken- und 
Kapitalmarktunion

Allen Formen einer Haftung Deutschlands für Schulden 
anderer Staaten erteilen wir eine klare Absage.

Wir wollen die Kapitalmarktunion zügig vertiefen und 
den Binnenmarkt für Finanzdienstleistungen stärken. 
Denn jeder Euro, der hier angelegt wird, ist gut für 
Wachstum, Arbeitsplätze und Wohlstand in Europa. Die 
Regulierung überprüfen wir fortlaufend auf ihre 
Wettbewerbsfähigkeit und gleichen sie mit den Standards 
großer, außereuropäischer Finanzplätze ab.

Wir werden die Banken- und Kapitalmarktunion 
vorantreiben und das Umfeld für Innovationen und
Zukunftstechnologien durch privates Kapital dauerhaft 
stärken.

Wir wollen den Mehrjährigen Finanzrahmen reformieren 
und ihn stärker auf zentrale Politikbereiche der EU 
ausrichten, die einen erkennbaren europäischen Mehrwert 
liefern und in diesen verstärkt investieren. Die Rückzahlung 
von Next Generation EU darf nicht zulasten bereits jetzt 
unterfinanzierter Programme und strategisch wichtiger 
Investitionen gehen. Durch echte EU-Eigenmittel machen 
wir die EU finanziell unabhängiger von den nationalen 
Regierungen.

Wir werden uns europäisch für eine rasche Vollendung 
der Kapitalmarkt- und Bankenunion einsetzen. Das 
Vertrags- und Insolvenzrecht für Finanzmarktakteure 
wollen wir dafür europaweit angleichen.

Wir wollen die finanzielle Ausstattung der EU durch neue 
Eigenmittel verbessern. Einnahmen, die durch 
europäische Instrumente entstehen, sollen mehrheitlich 
dem EU-Haushalt zugutekommen. Sollten die USA die 
globalen Vereinbarungen über die Besteuerung digitaler 
Großkonzerne nicht mehr umsetzen, setzen wir uns in der 
EU für eine Europäische Digitalkonzernsteuer ein. Für die 
Bewältigung großer Herausforderungen 
haben sich zudem gemeinsame europäische An-
leihen bewährt, etwa im Rahmen der Europäischen 
Investitionsbank.

Wir Freie Demokraten lehnen eine etwaige Unterstützung des 
europäischen Abwicklungsfonds für die nationalen 
Einlagensicherungssysteme nachdrücklich ab. Als Freie 
Demokraten sehen wir die Einführung einer Europäischen 
Einlagensicherung (EDIS) kritisch. EDIS würde keinen 
Zusatznutzen für die Finanzstabilität bringen, sondern die 
besonders bewährten Sicherungssysteme der Sparkassen und 
Volksbanken in Deutschland gefährden. Wir wollen die 
bevorzugte Behandlung von Staatsanleihen bei der 
europäischen Regulierung von Banken und Versicherungen 
schrittweise beenden und durch marktorientierte Ansätze, die 
das wirtschaftliche Risiko transparent widerspiegeln, ersetzen. 
Zudem wollen wir die Banken- und Kapitalmarktunion 
vertiefen. 

Wir Freie Demokraten sind strikt gegen eine 
Verschuldungskompetenz der Europäischen Union. Der EU-
Wiederaufbaufonds Next Generation EU muss eine einmalige 
Ausnahme bleiben. Weitere EU-Schuldenfonds wären ein 
Rechts- und Vertrauensbruch. 

Bürokratie in der EU Wir wollen einen sofortigen Belastungsstopp für neue 
und laufende EU-Initiativen, einen EU-
Wettbewerbsfähigkeits-Check und einen unabhängigen 
europäischen Normenkontrollrat, der die 
Bürokratiekosten misst und auch die Erfahrungen in den 
Mitgliedstaaten mit der Anwendung des EU-Rechts 
berücksichtigt. Wir wollen eine starke Bürokratiebremse 
(„One in, two out“) in Europa durchsetzen.

X X

Wir Freie Demokraten fordern ein sofortiges dreijähriges 
Moratorium für Bürokratie: In dieser Zeit dürfen keine neuen 
Regularien beschlossen werden, die für Unternehmen zu neuen 
bürokratischen Belastungen führen, es sei denn, sie sind vorher 
in gleichem Umfang abgebaut worden. Wir wollen ein 
bürokratiefreies Jahr für Betriebe, in dem sie keine 
Berichtspflichten erfüllen müssen. Es muss jedes Jahr ein 
Jahresbürokratie-entlastungsgesetz geben, um einen Abbau-
Pfad für überflüssige Regelungen zu schaffen. Mit einer 
Bürokratiebremse im Grundgesetz verankern wir den 
Bürokratieabbau in unserer Verfassung. Wir wollen 
sicherstellen, den Erfüllungsaufwand für Betriebe im Saldo um 
mindestens sechs Milliarden Euro pro Legislaturperiode zu 
reduzieren. 

Wir wollen Gesetze mit einer Sunset-Klausel häufiger zeitlich 
befristen. Das bedeutet, dass eine Regelung automatisch außer 
Kraft tritt, wenn sie nicht aktiv 
verlängert wird. Zudem wollen wir in Deutschland mehr mit 
Genehmigungsfiktionen und Stichtagsregelungen arbeiten.

Digitaler Euro Der Einführung eines digitalen Euro stehen wir dann 
offen gegenüber, wenn er einen echten Mehrwert bietet, 
das Bargeld ergänzt, die Finanzstabilität nicht 
beeinträchtigt, die Privatsphäre der Verbraucher schützt 
und kostenfrei nutzbar ist. 

X X

Ein das Bargeld ergänzender digitaler Euro muss die 
Privatsphäre der Nutzer respektieren und sowohl online als 
auch offline nutzbar sein. Es darf keinen Zwang zur Nutzung 
des digitalen Euro geben und es dürfen keine zusätzlichen 
Risiken für das Finanzsystem entstehen.

EZB Wir bekennen uns zur Unabhängigkeit der Europäischen 
Zentralbank (EZB). Zugleich erwarten wir von ihr, dass sie 
sich für die Wahrung der Geldwertstabilität einsetzt und 
Inflation konsequent bekämpft. Staatsfinanzierung durch 
die EZB lehnen wir ab.

X X

Wir begrüßen die Entwicklung von Kryptowährungen und 
Digital Ledger Technologie und setzen uns für die Zulassung von 
Krypto-ETFs ein. Wir sind offen dafür, dass die Europäische 
Zentralbank und die Deutsche Bundesbank Kryptowährungen 
wie Bitcoin als Währungsreserven verwenden. Das kann die 
Resilienz des europäischen Währungssystems stärken. 
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Freihandel Mercosur ist ausverhandelt und muss jetzt zügig in Kraft 

treten. Dabei haben wir die Sicherstellung fairer 
Wettbewerbsbedingungen zum Schutz unserer 
Landwirtschaft besonders im Blick. Wir unterstützen in 
der EU neue Abkommen mit Indien und den ASEAN-
Staaten und vertiefen Partnerschaften insbesondere mit 
den USA für einen umfassenden transatlantischen 
Wirtschafts-, Handels- und Zukunftsraum. 

Der Abschluss von weitreichenden Handels- und 
Investitionsabkommen (beispielsweise das EU-Mercosur-
Abkommen oder die Freihandelsverträge der EU mit
 Indien und Australien) sind wichtige Meilensteine, um 
robuste Allianzen und Partnerschaften zu etablieren. 

X

Wir Freie Demokraten fordern die EU auf, so viele 
Freihandelsabkommen wie möglich abzuschließen. Wir setzen 
uns daher dafür ein, ausgehandelte EU-Freihandelsabkommen 
sowie laufende Verhandlungen vor allem mit Indonesien, 
Australien, Thailand, den Philippinen und Malaysia zügig 
abzuschließen. Das Mercosur-Abkommen öffnet unseren 
Unternehmen neue Märkte, stärkt Klimaschutzambitionen und 
hebt die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit Lateinamerika 
auf ein neues Niveau. Wir Freie Demokraten engagieren uns für 
eine unverzügliche Ratifizierung des Mercosur-Abkommens. 

Goldplating Mit einem Gesetz gegen Draufsatteln – „Anti-Gold-
Plating-Gesetz“ – nehmen wir Regelungen zurück, die 
über europäisches Recht hinausgehen, und unterbinden 
künftig jegliche Übererfüllung. Parallelregulierungen auf 
europäischer und nationaler Ebene lehnen wir ab. 

X X

Die EU-Kommission ist mittlerweile Hauptquelle der Bürokratie. 
Deshalb muss es ein striktes Gold 
Plating-Verbot geben, das heißt: Europäische Richtlinien dürfen 
nur 1:1 in deutsches Recht umgesetzt werden.

KMU-Schwellenwerte Wir wollen gerade Mittelständlern das Leben bei 
Vergaben einfacher machen. Deshalb wollen wir, dass die 
europäische Definition von kleinen und mittleren 
Unternehmen angepasst wird. Die Schwellenwerte für 
öffentliche Aufträge setzen wir herauf.

X

Damit mehr Unternehmen von den KMU-Ausnahmeregeln 
profitieren können, werden wir die Schwellenwerte für 
die Definition von KMU anheben. X

Lieferkettenrichtlinie Das deutsche Lieferkettengesetz schaffen wir ab. Wir wollen konkrete Vereinbarungen zu internationalen 
Standards, die gute Arbeit mit existenzsichernden Löhnen 
sicherstellt. Mit der EU-Lieferkettenrichtlinie haben wir 
klare Regelungen und gleiche Voraussetzungen für alle 
Unternehmen in Europa geschaffen.

Die EU-Lieferkettenrichtlinie ist eine große Er-
rungenschaft: Verbraucher*innen in Europa können 
sicher sein, dass Produkte, die sie hier kaufen, frei 
von Ausbeutung und Kinderarbeit entstanden sind. 
Wir sorgen dafür, dass die Lieferkettenrichtlinie un-
bürokratisch in deutsches Recht übertragen wird.

Berichtspflichten aus dem „Green Deal“ der EU-Kommission 
wollen wir abschaffen. Dafür setzen wir uns auf europäischer 
Ebene mit Nachdruck ein. Denn Regelungen wie die EU-
Taxonomie, die EU-Richtlinie zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung (Corporate Sustainability 
Reporting Directive), die EU-Lieferkettenrichtlinie (Corporate 
Sustainability Due Diligence Directive) oder der Aktionsplan für 
Kreislaufwirtschaft sorgen nicht für mehr Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit, sondern in erster Linie für Frust in den 
Betrieben. 

Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung

In Europa wollen wir Belastungen einen Riegel 
vorschieben, etwa der Regulierung für nachhaltige 
Investitionen (Taxonomie) oder der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung (Corporate 
Sustainability Reporting). X X

Denn Regelungen wie die EU-Taxonomie, die EU-Richtlinie zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung (Corporate Sustainability 
Reporting Directive), die EU-Lieferkettenrichtlinie (Corporate 
Sustainability Due Diligence Directive) oder der Aktionsplan für 
Kreislaufwirtschaft sorgen nicht für mehr Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit, sondern in erster Linie für Frust in den 
Betrieben.

Staatsanleihen

X X

Für die Bewältigung großer Herausforderungen 
haben sich zudem gemeinsame europäische An-
leihen bewährt, etwa im Rahmen der Europäischen 
Investitionsbank.

Wir wollen die bevorzugte Behandlung von Staatsanleihen bei 
der europäischen Regulierung von Banken und Versicherungen 
schrittweise beenden und durch marktorientierte Ansätze, die 
das wirtschaftliche Risiko transparent widerspiegeln, ersetzen. 

Stabilitäts- und 
Wachstumspakt

Wir stehen zum Stabilitäts- und Wachstumspakt. Dabei 
müssen die Maastricht-Kriterien, insbesondere die 
Schuldenstandsquote von 60 Prozent und das jährliche 
Defizit-Kriterium von drei Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes, weiterhin verbindlich bleiben. 
Verstöße müssen mit einem automatisierten 
Defizitverfahren sanktioniert werden.

X X X



Stand: 31.12.2024 CDU/CSU SPD Bündnis 90/Die Grünen FDP
Taxonomie Die EU-Taxonomie wollen wir entschärfen.

X X

Berichtspflichten aus dem „Green Deal“ der EU-Kommission 
wollen wir abschaffen. Dafür setzen wir uns auf europäischer 
Ebene mit Nachdruck ein. Denn Regelungen wie die EU-
Taxonomie, die EU-Richtlinie zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung (Corporate Sustainability 
Reporting Directive), die EU-Lieferkettenrichtlinie (Corporate 
Sustainability Due Diligence Directive) oder der Aktionsplan für 
Kreislaufwirtschaft sorgen nicht für mehr Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit, sondern in erster Linie für Frust in den 
Betrieben. Insbesondere der Mittelstand kann den 
bürokratischen Aufwand häufig kaum noch bewältigen. Das 
wollen wir ändern und den Bürgern und Unternehmen wieder 
das Vertrauen schenken, das sie verdienen. Wir treten für die 
vollständige Abschaffung der oben genannten Regelungen des 
Green Deal ein. Die Erweiterung der bestehenden Taxonomie 
um eine Sozial-Taxonomie lehnen wir strikt ab.

Umgang mit Rechtsakten Daher werden wir ein „EU-Forechecking“ einführen, 
um in Brüssel viel früher, strategischer und erfolgreicher 
bei europäischen Rechtsakten mitzuwirken. 

X X

Die EU-Kommission ist mittlerweile Hauptquelle der Bürokratie. 
Deshalb muss es ein striktes Gold Plating-Verbot geben, das 
heißt: Europäische Richtlinien dürfen nur 1:1 in deutsches 
Recht umgesetzt werden. Noch wichtiger ist, dass 
bürokratische EU-Rechtsakte in Brüssel abgeschafft werden.

Abgeltungsteuer
X

Außerdem wollen wir die Abgeltungsteuer abschaffen und 
Einkommen aus Kapital wieder über den 
Einkommensteuertarif besteuern. 

X
Zudem wollen wir die Verlustverrechnungsbeschränkung 
innerhalb der Abgeltungsteuer vollständig abschaffen. 

Abschreibungen Dazu fassen wir die AfA-Tabellen neu und ak-
tualisieren die Abschreibungsdauern. Unser Ziel sind 
digitalisierte Tabellen mit den betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauern. Wir wollen Turboabschreibungen für 
einen schnellen Wachstumsimpuls. 

X X

Wir erhöhen die Sofortabschreibungsgrenze für 
geringwertige Wirtschaftsgüter und erweitern die 
Sammelabschreibung für Wirtschaftsgüter, 
deren Wert über der Sofortabschreibungsgrenze liegt. 

Betriebsausgaben
X X X

Kleinunternehmen erhalten ein Wahlrecht auf Abzug einer 
prozentualen Betriebsausgabenpauschale. 

Ehegattensplitting Ehepartner, die unterschiedlich verdienen, dürfen nicht 
benachteiligt werden. Deshalb halten wir am 
Ehegattensplitting fest und wollen Kinder 
künftig stärker berücksichtigen.

X

In der jetzigen Form stellt das Ehegattensplitting ein 
Erwerbshindernis für Frauen dar. Deshalb wollen wir es 
grundlegend geschlechtergerecht reformieren, indem wir 
für Neuehen eine individuelle Besteuerung mit 
übertragbarem Grundfreibetrag einführen. Für 
bestehende Ehen ändert sich nichts. Indem wir eine 
gleichberechtigte Erwerbsbeteiligung von Frauen 
ermöglichen, stärken wir ihre eigenständige Absicherung, 
schützen sie so vor Altersarmut und stärken gleichzeitig 
die Volkswirtschaft.

X

Eigen- und 
Fremdkapitalverzinsung

X X X

Die Ungleichbehandlung von Eigenkapital- zu 
Fremdkapitalverzinsung wollen wir beenden, indem wir die 
steuerliche Absetzbarkeit fiktiver Eigenkapitalzinsen einführen.

Finanzpolitik
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Einkommensteuer Einkommen entlasten. Dazu flachen wir den 

Einkommensteuertarif schrittweise spürbar ab und 
erhöhen den Grundfreibetrag. Die Einkommensgrenze 
für den Spitzensteuersatz erhöhen wir deutlich. 

Steigende Preise dürfen nicht zu höherer Ein-
kommensteuerlast führen. Deshalb passen wir den 
Einkommensteuertarif regelmäßig an die Inflation an 
und gleichen so die kalte Progression aus. Dabei 
berücksichtigen wir auch alle inflationssensiblen 
Abzugsbeträge. 

Der Einkommensteuertarif nimmt derzeit gerade mittlere 
Einkommen relativ stark in Anspruch. Wir wollen die große 
Mehrheit der Einkommensteuerpfichtigen entlasten 
(etwa 95 Prozent) und dafür unter anderem 
Spitzeneinkommen und -vermögen stärker an der 
Finanzierung des Gemeinwohls und der Modernisierung 
unseres Landes beteiligen.

Aufgrund von Steuerbürokratie geben viele 
Einkommensteuerpfichtige aktuell keine
Steuererklärung ab und verzichten somit auch auf mögliche 
Erstattungen. Wir wollen
Steuerbürokratie abbauen: Die vorausgefüllte 
Einkommensteuererklärung soll zum Standard werden. 
Sobald diese vorliegt, werden die Steuerpfichtigen durch die 
Finanzbehörden aktiv darüber informiert. Mögliche 
Erstattungen sollen automatisch erfolgen. 

Um die Erwerbstätigen bürokratisch und finanziell 
zu entlasten, werden wir die Arbeitnehmerpausch-
beträge in der Einkommensteuererklärung anheben. Wir 
wollen eine Anhebung auf 1.500 Euro. Dies wird dazu 
führen, dass mehr als die Hälfte der Arbeitnehmer*innen 
keine Belege für ihre Steuererklärung mehr sammeln 
muss. 

Um insbesondere niedrige Einkommen zielge-
nau und unbürokratisch zu entlasten, führen wir 
Steuergutschriften ein. Das ist ein Baustein, um die 
Arbeitsanreize im Bürgergeldsystem zu erhöhen. 
Alleinerziehende entlasten wir gezielt durch eine 
Steuergutschrift. Den Grundfreibetrag erhöhen wir. 
Den Solidaritätszuschlag werden wir in den Ein-
kommensteuertarif integrieren.

Dazu wollen wir stufenweise einen linear-progressiven 
Chancentarif in der Einkommensteuer einführen, 
der den Mittelstandsbauch vollständig beseitigt. Den 
Grundfreibetrag wollen wir im Zuge der Bürgergeldreform 
schrittweise um mindestens 1.000 Euro anheben.

Konkret fordern wir, dass sich der Spitzensteuersatz künftig an 
der aktuellen Beitragsbemessungsgrenze der 
Rentenversicherung orientiert. Damit greift der 
Spitzensteuersatz nicht mehr schon ab einem 
Jahreseinkommen von gut 68.000 Euro, sondern erst ab 96.600 
Euro.

Damit der Staat nicht zum Profiteur von Inflation und der 
Steuerzahler nicht Opfer der Kalten Progression wird, wollen 
wir die Freibeträge und Eckwerte der 
Einkommensteuer automatisch an die allgemeine 
Preisentwicklung anpassen (Tarif auf Rädern). 

Energiesteuern Bei den Steuern und anderen Abgaben auf Energie nutzen 
wir Entlastungsspielräume. Wir senken die Stromsteuer 
für alle und reduzieren die Netzentgelte. 

Wir geben Planungs- und Investitionssicherheit bei den 
Energiekosten durch stabile Preise, von den Netzentgelten 
über die Stromsteuer bis zum CO2-Preis.

Wir werden außerdem die Absenkung der Stromsteuer auf 
das europäische Mindestmaß entfristen.

Erleichterungen für Eigenstromproduktion und eine 
Förderung von langfristigen Abnahmeverträgen 
sichern der Wirtschaft direkten Zugang zu günsti-
ger Energie. Auch für die Wirtschaft ist die weitere 
Absenkung der Steuern und Abgaben auf Strom 
wichtig. Deshalb übernehmen wir die Netzentgelte 
für die überregionalen Stromleitungen aus dem 
Deutschlandfonds und senken die Stromsteuer auf 
das europäische Minimum. 

Wir Freie Demokraten wollen die Stromsteuer in einem ersten 
Schritt auf das EU-Mindestmaß absenken und werden uns auf 
europäischer Ebene für ihre Abschaffung einsetzen. 

Die EU-Mindestsätze für die Energiesteuer auf Heiz- und 
Kraftstoffe wollen wir angesichts des tendenziell 
steigenden CO2-Preises sukzessive bis auf null abschmelzen. 
Damit soll der CO2-Preis die Strom- und 
Energiesteuer perspektivisch vollständig ersetzen.

Ebenso soll die Kfz-Steuer in diesem Zusammenhang 
mittelfristig abgeschafft werden. Auf diese Weise stärken wir 
die Rolle des CO2-Preises und schaffen mehr Anreize für den 
Umstieg auf erneuerbare Energien oder klimafreundliche Kraft- 
und Heizstoffe. 

Erbschaft -und 
Schenkungsteuer

Wir erhöhen die Freibeträge bei der Erbschaftsteuer 
deutlich. So kann das Eigenheim in höherem Maße 
steuerfrei vererbt werden.

Die Erbschaft- und Schenkungsteuer in ihrer heutigen Form 
ist nicht gerecht, denn die übermäßige Privilegierung großer 
Unternehmensvermögen führt dazu, dass bei der 
Übertragung solcher Multimillionen-
 oder Milliardenvermögen oftmals nur sehr wenig oder gar 
keine Steuern gezahlt werden. Diese Ungerechtigkeit wollen 
wir abschaffen. Innerhalb des bestehenden progressiven 
Steuertarifs führen wir eine effektive Mindestbesteuerung 
für große Betriebsvermögen ein, die auch 
fürvermögenshaltende Familienstiftungen gilt. Die 
persönlichen Freibeträge wollen wir erhöhen, um den 
Vermögenspreissteigerungen seit der letzten
 Anpassung Rechnung zu tragen. Das selbstgenutzte 
Familienheim bleibt auch in Zukunft unangetastet. 

Deswegen fokussieren wir uns auf folgende Maßnahmen: 
das effektive Angehen der Ausnahmen bei der 
Erbschaftssteuer für außerordentlich große Erbschaften, 
den aktiven Einsatz für die Einführung der globalen 
Milliardärssteuer sowie das Schließen weiterer 
offenkundiger Gerechtigkeitslücken im Steuersystem, vor 
allem bei der Immobilienbesteuerung wie Share Deals und 
beim Auseinanderklaffen der Besteuerung von 
Arbeits- und Kapitaleinkünften.

Auch die Freibeträge der Erbschaft- und müssen 
Schenkungsteuer müssen automatisch um die 
Inflationsrate erhöht werden. 
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Geldwäschebekämpfung Wir bündeln die zerstreuten polizeilichen 

Ermittlungsdienste im Bereich der Finanzkriminalität und 
statten sie mit umfassenden Kompetenzen aus. So 
machen wir die neue Zollpolizei zu einem scharfen 
Schwert im Kampf gegen Geldwäsche und 
Finanzkriminalität.  

Geldwäsche bekämpfen und Verbrechensgewinne 
abschöpfen. Wir bekämpfen Geldwäsche noch 
konsequenter und regeln verfassungskonform, dass beim 
Einziehen von Vermögen unklarer Herkunft künftig eine 
vollständige Beweislastumkehr gilt. 

Außerdem gehen wir weiterhin entschieden gegen 
Geldwäsche vor, schließen die Lücken im
Transparenzregister, machen es wieder für die 
Zivilgesellschaft zugänglich und setzen uns für die effektive 
Bekämpfung von Vermögensverschleierung ein.

Deutschland wird häufig als Geldwäscheparadies 
bezeichnet. Rund 100 Milliarden Euro aus schweren 
Straftaten werden jährlich in Deutschland „gewa-
schen“. Dem stellen wir uns entgegen: Mit klaren 
Regeln und schlagkräftig aufgestellten Behör-
den wie dem Bundesamt für die Bekämpfung der 
Finanzkriminalität, das wir zu einer Finanzpolizei 
ausbauen.

Wir müssen die Kriminellen dort treffen, wo es 
ihnen weh tut – beim Geld. Deswegen müssen wir 
es einfacher machen, Vermögen einzuziehen, das 
durch kriminelle Machenschaften erlangt wurde. 
Mit einer bundesweiten Servicestelle wollen wir die 
Expertise über den Missbrauch von Kryptowährun-
gen bündeln und für die Länder nutzbar machen. 
Wir wollen es Kriminellen schwerer machen, ihr 
Geld mithilfe komplizierter Unternehmensstruk-
turen zu verstecken. Deswegen entwickeln wir das 
Transparenzregister für Unternehmen weiter.

Geldwäsche muss unterbunden, Vermögen aus Straftaten muss 
konsequent eingezogen werden. Kriminalität macht 
nicht an Grenzen halt. Die internationale Zusammenarbeit von 
Polizei und Justiz wollen wir ausbauen. Beim Vorgehen gegen 
Clankriminalität und weitere Formen organisierter Kriminalität 
wollen wir Kontrollen unterschiedlicher Behörden im Verbund 
stärken. 

Investitionsförderung Wir verknüpfen unsere Entwicklungspolitik mit der 
Stärkung der Rechtsstaatlichkeit, dem Ausbau der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit, dem wirksamen Stopp 
illegaler Migration, der Bekämpfung von Terrorismus und 
der Zurückdrängung des geopolitischen Einflusses von 
Russland und China. Dabei wollen wir auch europäisch 
vorgehen und private Investitionen fördern. 

Statt neuer Förderprogramme wird in Zukunft stärker auf 
eine unkomplizierte Steuerprämie gesetzt, um 
Zukunftsinvestitionen zu unterstützen. Im 
Wachstumschancengesetz war bereits eine 
 Investitionsprämie für den Bereich der 
Energieeffizienzmaßnahmen angelegt. Mit der
 neuen Investitionsprämie für bestehende Unternehmen 
und Neuansiedlungen sollen nun  Zukunftsinvestitionen in 
die Technologien von morgen in der Breite angekurbelt 
werden: Jede Betriebs- bzw. Unternehmensinvestition in 
Maschinen und Geräte (aus den  sogenannten 
Ausrüstungsinvestitionen) soll mit 10 Prozent der 
Anschaffungssumme direkt und unkompliziert über eine 
Steuererstattung gefördert werden. 

Wer in Deutschland investiert, soll es bei der Steuer 
leichter haben: Dazu führen wir eine auf fünf Jahre 
befristete, unbürokratische Investitionsprämie von 
10 Prozent für alle Unternehmen und alle Investi-
tionen mit Ausnahme der Gebäudeinvestitionen ein. 
Diese Prämie wird mit der Steuerschuld des 
Unternehmens verrechnet; falls die Prämie die 
Steuerschuld übersteigt, wird sie ausgezahlt.

Wir brauchen einen attraktiven und starken Kapitalmarkt, der 
mehr Investitionen und Innovationen in Deutschland möglich 
macht. 

Finanztransaktionssteuer

X

Anders als an den Finanzplätzen Paris oder Mailand, werden 
Finanztransaktionen in Deutschland bisher nicht besteuert. 
Daher wollen wir eine Finanztransaktionssteuer einführen. 
Dies soll möglichst im Einklang mit unseren europäischen 
Partnern geschehen.

X

Eine Finanztransaktionssteuer lehnen wir ab. 
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Forschung und Entwicklung Wir sorgen dafür, dass Wirtschaft und Staat bis 2030 3,5 

Prozent des Bruttoinlandsprodukts für Forschung und 
Entwicklung aufwenden.

Wir setzen uns für eine Stärkung der Forschungsförderung, 
insbesondere in der Grundlagenforschung der 
Schlüsselindustrien und des GreenTech ein. Forschende 
sollen einfachere Zugänge zu Fördermitteln erhalten und 
bei der Beantragung und Durchführung  von 
Forschungsprogrammen weniger überflüssige Bürokratie 
erleben. Außerdem wollen wir den Übergang von der 
Forschungsidee bis hin zur Marktreife gezielt unterstützen. 
Dabei spielen Inkubatoren, Gründerzentren und regionale 
Innovationscluster wichtige Rollen. Auf europäischer Ebene 
werden wir uns für ein starkes Forschungsrahmenprogramm 
(FP10) einsetzen.

Deutschland verfügt über eine weltweit beachtete 
Grundlagenforschung. Diese Stärke bauen wir aus und 
räumen der erkenntnisgetriebenen Grundlagenforschung 
mehr Gewicht im Haushalt ein. 

Wir wollen erreichen, dass Staat und Unternehmen 
mindestens 3,5 Prozent der Wirtschaftsleistung in 
Forschung und Entwicklung investieren. 

Um im internationalen Wettbewerb mitzuhalten, brauchen wir 
Wissenschaftsfreiheit und optimale Rahmenbedingungen. 
Deshalb möchten wir den gesamten Forschungsprozess stärken 
– von der Grundlagenforschung über die angewandte 
Forschung bis hin zum Transfer in die Privatwirtschaft. Wir 
wollen Kräfte durch Public Private Partnerships bündeln und 
die steuerliche Forschungsförderung weiter stärken.

Gewinnversteuerung Unser Ziel ist eine attraktive Unternehmensbesteuerung 
von maximal 25 Prozent auf einbehaltene Gewinne, die 
wir schrittweise umsetzen wollen. Dazu senken wir 
insbesondere die Tarifbelastung und verbessern 
wesentlich das Optionsmodell und die 
Thesaurierungsbegünstigung. Bei den bestehenden 
Steuersystemen für Kapitalgesellschaften und 
Personengesellschaften schaffen wir mehr Wahlrechte, 
Einheitlichkeit und Durchlässigkeit. 

Wenn Personenunternehmen ihre Gewinne wieder 
investieren, wollen wir sie steuerlich entlasten.

X

Wir wollen künftig Reingewinne statt 
Scheingewinne besteuern, indem wir 
Hinzurechnungstatbestände konsequent abschaffen.

Grunderwerbsteuer/
Förderung von 
Wohneigentum

Wir unterstützen vor allem Familien, sich den 
Traum vom Eigenheim zu erfüllen. Länder sollen einen 
Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer von 250.000 Euro 
pro Erwachsenen und 150.000 Euro für jedes Kind beim 
erstmaligen Erwerb selbstgenutzten Wohneigentums 
gewähren können. 

Das Programm „Jung  kauft Alt“ wollen wir verstetigen und 
ausbauen. Es hilft besonders der Eigentumsförderung junger 
Familien, die vor allem in kleinen Städten und Gemeinden 
auf der Suche nach einem Eigenheim sind. Durch 
zinsgünstige Kredite und Zuschüsse zur energetischen 
Sanierung bekommen sie die Chance, sich ihren Traum zu 
erfüllen. Zugleich leistet das Programm einen wichtigen 
Beitrag für lebenswerte Innenstädte und Dörfer, 
insbesondere in den ländlichen Regionen.

Wir wollen den Kauf von selbst genutztem Wohneigentum 
und die Modernisierung leer stehender Wohnungen und 
Ausbauten zu 
günstigem Wohnraum stärker fördern. Wir entlasten 
bei den Nebenkosten wie den Makler- und Notar-
gebühren. Eine Wohnungsbauprämie, deren Höhe 
mit der Inflation steigt und eine Klimakomponente 
beinhaltet, erleichtert auch Menschen mit gerin-
gem Einkommen den Zugang zu Wohneigentum. 

Dafür senken wir die Hürden. Mit einem 
Grunderwerbsteuerfreibetrag von 500.000 EUR für die erste 
selbst genutzte Immobilie von natürlichen Personen 
erleichtern wir den Zugang zu Eigentum. Für Familien erhöht 
sich dieser Freibetrag für jedes Kind um 100.000 Euro. Nach 
Schweizer Vorbild sollen Mittel aus der betrieblichen 
Altersvorsorge für den Eigentumserwerb genutzt werden 
können - eine zusätzliche, flexible Finanzierungsquelle. 

Haushaltsnahe 
Dienstleistungen

Wir verbessern die steuerliche Absetzbarkeit 
haushaltsnaher Dienstleistungen. 

Wir wollen Familien helfen, den alltäglichen Spagat 
zwischen Kindererziehung, Arbeit,  Haushalt, Pflege und 
auch Erholung besser bewältigen zu können. Mit einem 
jährlichen  Familienbudget für Alltagshelfer wollen wir 
sozialversicherungspflichtige haushaltsnahe 
Dienstleistungen direkt fördern und einfach digital 
zugänglich machen.  Das hilft auch im Kampf gegen 
Schwarzarbeit.

X X
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Infrastruktur Wir sind für die Abschaffung des Verbandsklagerechts bei 

Infrastrukturvorhaben. Dafür setzen wir uns auf 
europäischer Ebene ein.

Ersatzneubauten, unwesentliche Änderungen oder 
Erweiterungen können anstelle des 
Planfeststellungsverfahrens durch ein Anzeigeverfahren 
zugelassen werden. 

Eine Privatisierung von Infrastruktur bleibt ausgeschlossen. Wir wollen die Mobilität für alle verbessern. Wir 
brauchen eine Grundsanierung unserer Verkehrs-
infrastruktur. Planungs- und Genehmigungsverfahren 
haben wir stark beschleunigt. Jetzt gilt es, das mit dem 
Deutschlandfonds verlässlich zu finanzieren und so 
Wirklichkeit werden zu lassen, dass der Verkehrssektor 
seine Klimaziele erfüllen kann. Während unser 
Schienennetz deutschlandweit einen deutlichen Ausbau 
braucht, ist das Straßennetz bereits flächendeckend gut 
ausgebaut und benötigt daher Sanierungen statt Neubau. 
Dazu wollen wir einen integrierten Bundesmobilitätsplan 
erarbeiten, der Basis für eine klimaneutrale und 
flächenschonende Mobilität bis zum Jahr 2045 ist. 
Verkehrswege wollen wir erhalten und sanieren, das 
Schienennetz massiv ausbauen, stillgelegte Bahntrassen – 
gerade in den ländlichen Räumen – reaktivieren und 
modernisieren und ein bundesweites Netz von 
Radschnellwegen finanzieren.

Ziel ist es die Planungszeiten für alle Infrastrukturprojekte 
mindestens zu halbieren, um Straßen, Schienen, Wasserstraßen 
und digitale Netze schneller auszubauen. Wir setzen uns dafür 
ein, dass sowohl Mobilfunk- auch Glasfaserausbau 
überragendes öffentliches Interesse im 
Telekommunikationsnetzausbaubeschleunigungsgesetz des 
Bundes werden. In einem nächsten Schritt wollen wir 
Ersatzneubauten von Infrastruktur generell genehmigungsfrei 
stellen, auch wenn diese erweitert und an den wachsenden 
Bedarf angepasst werden müssen. 

Angesichts eines steigenden Investitionsbedarfs brauchen wir 
eine nachhaltige Lösung im Rahmen der Schuldenbremse für 
den Erhalt und den Ausbau der Infrastruktur in Deutschland. 
Wir wollen den 
Finanzierungskreislauf Straße stärken, eigene Einnahmen für 
die Autobahn GmbH durch die LKW-Maut und eine Öffnung für 
privates Kapital, um eine auskömmliche und überjährige 
Planung und Finanzierung zu ermöglichen. 

Körperschaftsteuer
X

Außerdem setzen wir uns für eine einheitliche Basis-
Körperschaftsteuer von 15 Prozent auf einer einheitlichen 
Bemessungsgrundlage in Europa ein.

X
Dazu schaffen wir den Solidaritätszuschlag vollständig ab und 
senken die Körperschaftsteuer. 

Mitarbeiterkapitalbeteiligu
ng

Wir erhöhen den einkommensteuerrechtlichen 
Freibetrag für Mitarbeiterkapitalbeteiligungen deutlich 
und sorgen dafür, dass Beteiligungen grundsätzlich erst 
zum Zeitpunkt der Veräußerung besteuert werden. 

X X X

Pflichtversicherung Extremwetter-Ereignisse nehmen in Deutschland stark zu. 
Eine flächendeckende Pflichtversicherung für 
Elementarschäden ist die richtige finanzielle 
Schadensvorsorge. Wir werden sie deshalb einführen und 
so die Lasten im Sinne der Steuerzahler gerecht verteilen.

X

Den Versicherungsschutz gegen Elementarschäden 
werden wir sozialverträglich ausweiten.

X

Rentenbesteuerung Wir führen einen Quellenabzug ein, damit im Regelfall 
keine Steuererklärung mehr abgegeben werden muss. 
Doppelbesteuerung von Renten vermeiden wir. X X

Auch eine Doppelbesteuerung von Renten wollen wir 
vermeiden. 
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Schuldenbremse [Die Schuldenbremse] stellt sicher, dass Lasten nicht 

unseren Kindern und Enkeln aufgebürdet werden. Sie 
verpflichtet die Politik, mit den Einnahmen 
auszukommen, die für die Erfüllung der staatlichen 
Aufgaben zur Verfügung stehen, und sichert so die 
dauerhafte Tragfähigkeit des Bundeshaushalts. Auch in 
Krisenzeiten hat sie ihre Funktionsfähigkeit und 
Flexibilität bewiesen.

Außerdem wollen wir die veralteten Kriterien der 
Konjunktur-Komponente der Schuldenregel an die 
aktuellen wirtschaftlichen Realitäten anpassen, damit 
unser Gemeinwesen gerade auch in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten für ein stetiges und hohes 
Investitionsniveau sorgen kann.

Zusätzlich gilt es, die veralteten Kreditobergrenzen zu 
reformieren: Neben der Einführung von 
Ausnahmetatbeständen für wichtige Zukunftsinvestitionen 
setzen wir uns für eine flexiblere Ausgestaltung der 
Defizitregel selbst ein. Die Länder sollen Möglichkeiten der 
Kreditaufnahme erhalten. Dies geschieht im Einklang mit 
den europäischen Fiskalregeln.

Wir wollen der Wirtschaft eine starke, resiliente und 
verlässliche Infrastruktur bereitstellen, indem wir 
die öffentlichen Investitionen dafür aus nationa-
len und aus Mitteln der Europäischen Union (EU) 
stärken und ausbauen. Dafür werden wir auch die 
Schuldenbremse sinnvoll modernisieren.

Der Investitionsstau in Deutschland liegt im drei-
stelligen Milliardenbereich. Die Schuldenbremse in 
ihrer aktuellen Form verhindert Investitionen und 
andere Maßnahmen, die unsere stagnierende Volks-
wirtschaft wieder ankurbeln. Um die notwendigen 
Investitionen in Infrastruktur, in die Dekarbonisie-
rung unseres Landes und in eine starke, zukunftsfä-
hige Wirtschaft zu finanzieren, wollen wir die Schul-
denbremse reformieren. Wir schaffen damit neue 
finanzielle Spielräume, die wir angemessen zwi-
schen Bund und Ländern verteilen werden. Zugleich 
werden wir sicherstellen, dass die Gesamtverschul-
dung dauerhaft tragfähig bleibt. Das raten auch die 
führenden Wirtschaftsinstitute wie der Internatio-
nale Währungsfonds (IWF), die Bundesbank oder der 
Sachverständigenrat der Bundesregierung.

Daher ist für uns Freie Demokraten die Einhaltung der im 
Grundgesetz verankerten Schuldenbremse zentrales Gebot der 
Generationengerechtigkeit. 

Sozialabgaben

X X X

Wir Freie Demokraten wollen ausschließen, dass die 
Sozialabgaben über das Niveau von 40 Prozent immer weiter 
steigen. Dafür müssen künftige Bundesregierungen zu 
konkreten Maßnahmen verpflichtet werden.

Sparerfreibetrag

X X X

Deshalb fordern wir die Einführung eines steuerfreien 
Aufstiegsvermögens, indem die Sparer nicht ausgeschöpfte 
Sparer-Freibeträge auf die nachfolgenden Jahre übertragen 
können, der Freibetrag einmalig deutlich erhöht und zudem 
dynamisiert wird. 

Spekulationsfrist

X

Wenn eine nicht selbst genutzte Immobilie privat verkauft 
wird, ist der Gewinn nach Ablauf einer Spekulationsfrist von 
zehn Jahren aktuell steuerfrei. Das wollen wir ändern und 
damit für mehr Steuergerechtigkeit sorgen. Außerdem 
werden auf diese Weise Anreize für rein spekulative 
Immobilienkäufe reduziert und gleichzeitig Anreize für 
langfristige Investitionen in Immobilien erhöht. Daraus 
können sich auch positive Effekte auf das Angebot auf dem 
Wohnungsmarkt ergeben.

X

Durch die Wiedereinführung einer Spekulationsfrist für private 
Veräußerungsgewinne aus Wertpapieren unterstützen wir die 
langfristige Kapitalanlage zur 
Altersvorsorge.
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Staatliche 
Investitionsfinanzierung

Die öffentliche Debatte kreist oft um die Frage, wie wir in 
Deutschland leben wollen. Wir müssen aber vor allem die 
Frage beantworten, wovon wir künftig leben wollen. Wir 
brauchen eine Hightech-Agenda für Deutschland. Denn 
Investitionen in Forschung, Innovationen, Technologien 
und Transfer (FITT) sind der Schlüssel zu einer 
wettbewerbsfähigen Wirtschaft mit gut bezahlten 
Arbeitsplätzen. Wir sorgen dafür, dass sich unsere 
hervorragende Forschungslandschaft wieder mehr 
auszahlt. Wir stärken Hochschulen und For-
schungseinrichtungen, Startups und junge 
Technologieunternehmen in allen Regionen, damit 
Ausgründungen und der Transfer hin zu marktfähigen 
Lösungen besser gelingen. „Made in Germany“ muss ein 
Qualitätssiegel für Spitzentechnologie sein. Wir werden 
die größtmögliche Anhebung der Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit des Forschungs- und 
Innovationsstandorts Deutschland wieder zu einem 
prioritären gesamtstaatlichen Ziel machen.

Wir schaffen einen Deutschlandfonds, der öffentliches und 
privates Kapital mobilisiert, um die wichtigen 
Investitionsbedarfe erfüllen zu können – etwa bei Strom- 
und Wärmenetzen, beim Wasserstoffnetz, bei den E-
Ladesäulen oder beim Wohnungsbau. Mit dem 
Deutschlandfonds sollen Staat und private Geldgeber 
gemeinsamund bürokratiearm in Deutschlands Zukunft 
investieren können. Der Deutschlandfonds soll anfangs mit 
100 Milliarden Euro ausgestattet werden. Er wird so 
ausgestaltet, dass er auch im bestehenden Rahmen der 
Schuldenregel unseres Grundgesetzes funktioniert – über 
sogenannte finanzielle Transaktionen. 

Über den Deutschlandfonds wollen wir kommunale 
Wohnungsbaugesellschaften, Energieversorger und 
Verkehrsunternehmen durch Eigenkapitalzuschüsse bzw. 
langfristige Darlehen stärken.

Große institutionelle Anleger wie zum Beispiel 
Versicherungen oder Pensionskassen können so ebenfalls in 
diese Unternehmen und Einrichtungen investieren. 

Die schwarze Null im Haushalt wurde mit einem Kredit 
bei der Zukunftsfähigkeit unseres Landes erkauft. Wir 
werden deshalb einen Deutschlandfonds für Bund, Länder 
und Kommunen errichten. Daraus werden wir die 
Schienen bauen, auf denen Züge die Menschen pünktlich 
an ihr Ziel bringen, die Kitas und Schulen sanieren, in 
denen Chancen für alle entstehen, die Forschung 
finanzieren, die die Technologien und den Wohlstand von 
morgen begründet, und Unternehmen den Raum für 
Investitionen in ihre Zukunft ermöglichen.

X

Staatsausgaben Das Geld ist knapp, umso mehr gilt: Jeder Euro muss 
effizient eingesetzt werden. Wir stehen für eine solide 
Haushaltspolitik. Unmittelbar zu Beginn der neuen 
Wahlperiode machen wir einen ehrlichen Kassensturz 
und hinterfragen alle Ausgaben, insbesondere die  
Subventionen. So stellen wir zugleich sicher, dass bei 
Umsetzung unserer Projekte eine solide Haushaltsführung 
gewährleistet ist. Ausgaben, die ihr Ziel verfehlen, müssen 
entfallen. Das schafft Spielräume für unseren 
Politikwechsel. Im Rahmen einer Modernisierung des 
Bundeshaushalts wollen wir zu einer stärker ziel- und 
wirkungsorientierten Haushaltsführung kommen.

X

Alle Geldanlagen des Staates sollen nach 
Nachhaltigkeitskriterien angelegt werden.

Im Zuge einer Föderalismusreform muss auch das 
Steueraufkommen zwischen Bund und Ländern so verteilt 
werden, dass die inzwischen erhebliche Mitfinanzierung von 
Länderaufgaben durch den Bund von diesem auch geleistet 
werden kann. Wir Freie Demokraten wollen Ausgaben des 
Bundes grundsätzlich stärker auf die originären Aufgaben des 
Bundes beschränken. Aufgaben der Länder sollte der Bund nur 
in Ausnahmefällen bezuschussen. Ein starker Föderalismus 
braucht klare Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten. Wir 
halten eine neue Finanzföderalismuskommission 
daher für unerlässlich und werden uns für deren Einsetzung 
stark machen. Werden Aufgaben zwischen Bund und Ländern 
verändert, muss dies auch durch eine Änderung der 
Finanzierungsströme unterlegt sein. 

Steuererklärung Steuererklärungspflichten für Rentner und Pensionäre 
vereinfachen. Wir führen einen Quellenabzug ein, damit 
im Regelfall keine Steuererklärung mehr abgegeben 
werden muss. Doppelbesteuerung von Renten vermeiden 
wir. 

Aufgrund von Steuerbürokratie geben viele 
Einkommensteuerpflichtige aktuell keine Steuererklärung ab 
und verzichten somit auch auf mögliche Erstattungen. Wir 
wollen Steuerbürokratie abbauen: Die vorausgefüllte 
Einkommensteuererklärung soll zum Standard werden. 
Sobald diese vorliegt, werden die Steuerpflichtigen durch 
die Finanzbehörden aktiv darüber informiert. Mögliche 
Erstattungen sollen automatisch erfolgen. 

Um die Erwerbstätigen bürokratisch und finanziell 
zu entlasten, werden wir die Arbeitnehmerpausch-
beträge in der Einkommensteuererklärung anheben. 
Wir wollen eine Anhebung auf 1.500 Euro. Dies wird 
dazu führen, dass mehr als die Hälfte der Arbeit-
nehmer*innen keine Belege für ihre Steuererklärung 
mehr sammeln muss. Wer höhere Auslagen hat, kann 
sie bei der Steuererklärung wie gewohnt angeben.

Wir wollen unser Konzept einer „Easy Tax“, eine vorausgefüllte 
Steuererklärung für viele 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, weiterverfolgen hin zu 
einer vollautomatisierten 
Einkommensteuerveranlagung. 
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Steuerliche Absetzbarkeit Wir wollen eine gute Versorgung mit 

Kinderbetreuungsplätzen. Zudem erhöhen wir die 
steuerliche Absetzbarkeit von Betreuungskosten. 

Wir verbessern die steuerliche Absetzbarkeit 
haushaltsnaher Dienstleistungen. 

Bezahlbare Pflegezusatzversicherungen können die 
Finanzierungslücke in der Pflege schließen. Wir prüfen die 
bessere steuerliche Absetzbarkeit solcher Modelle als 
Teil einer nachhaltigen Vorsorge.

X

Betreuungskosten sollten umfangreicher bei der Steuer 
absetzbar sein. 

Um Familien und Alleinerziehende stärker zu entlasten, wollen 
wir die steuerliche Absetzbarkeit von 
Betreuungskosten und gesetzlichen Unterhaltsleistungen 
verbessern. 

Umsatzsteuer Wir reduzieren die Umsatzsteuer auf Speisen in der 
Gastronomie auf sieben Prozent. 

In Zeiten steigender Preise gerade für die Lebensmittel des 
täglichen Bedarfs wollen wir den ermäßigten 
Mehrwertsteuersatz für Lebensmittel von sieben Prozent 
auf fünf Prozent senken. 

X

Ein reduzierter Umsatzsteuer-Satz für Speisen 
in der Gastronomie gilt in 23 EU-Mitgliedstaaten und sollte 
auch in Deutschland gelten. Ein einheitlicher Umsatzsteuersatz 
von 7 Prozent auf Speisen, egal ob vor Ort oder zum 
Mitnehmen, würde nicht nur den Kunden, sondern auch den 
Beschäftigten in der Gastronomie zu Gute kommen. 

So sollen mehr Unternehmen als bisher die Möglichkeit zur Ist-
Besteuerung bei der Umsatzsteuer und zur vereinfachten 
Gewinnermittlung erhalten.

Unternehmenssteuern Unser Ziel ist eine attraktive Unterneh-
mensbesteuerung von maximal 25 Prozent auf 
einbehaltene Gewinne, die wir schrittweise umsetzen 
wollen. Dazu senken wir insbesondere die Tarifbelastung 
und verbessern wesentlich das Optionsmodell und die 
Thesaurierungsbegünstigung. Bei den bestehenden 
Steuersystemen für Kapitalgesellschaften und 
Personengesellschaften schaffen wir mehr Wahlrechte, 
Einheitlichkeit und Durchlässigkeit. 

Wir schaffen den restlichen Solidaritätszuschlag ab. Er 
hat seine Aufgabe längst erfüllt, ist fast 35 Jahre nach der 
Wiedervereinigung nicht mehr zu rechtfertigen und 
belastet Unternehmen, Fachkräfte und Sparer. 

Darüber hinaus wollen wir Unternehmen steuerlich 
entlasten, aber nicht durch pauschale Steuersenkungen für 
alle, sondern mit gezielten Anreizen für Investitionen in 
Deutschland. Investitionsprämie statt bürokratischer 
Förderprogramme („Made in Germany“- Bonus): Bislang 
werden Unternehmens-Investitionen (zum Beispiel in 
klimafreundliche Technologien) vor allem über 
Förderprogramme gefördert. Das dauert oft zu lange und 
schafft für die Unternehmen jede Menge unnötige 
Bürokratie. Statt neuer Förderprogramme wird in Zukunft 
stärker auf eine unkomplizierte Steuerprämie gesetzt, um 
Zukunftsinvestitionen zu unterstützen. 

Bei der Bewältigung der Generationenaufgabe 
Wiedervereinigung hat sich der Solidaritätszuschlag 
bewährt. Wir werden dieses Instrument weiterführen; es 
dient der Finanzierung der Transformation unseres Landes.

Wer in Deutschland investiert, soll es bei der Steuer 
leichter haben: Dazu führen wir eine auf fünf Jahre 
befristete, unbürokratische Investitionsprämie von 
10 Prozent für alle Unternehmen und alle Investi-
tionen mit Ausnahme der Gebäudeinvestitionen ein. 
Diese Prämie wird mit der Steuerschuld des Unter-
nehmens verrechnet; falls die Prämie die Steuer-
schuld übersteigt, wird sie ausgezahlt.

Den Solidaritätszuschlag werden wir in den Ein-
kommensteuertarif integrieren.

Wir fordern die Absenkung der Unternehmenssteuerbelastung 
auf unter 25 Prozent. Dazu schaffen wir den 
Solidaritätszuschlag vollständig ab und senken die 
Körperschaftsteuer. Doppelbesteuerungen wollen wir 
konsequent vermeiden. Wir wollen künftig Reingewinne statt 
Scheingewinne besteuern, indem wir 
Hinzurechnungstatbestände konsequent abschaffen. Die 
Ungleichbehandlung von Eigenkapital- zu 
Fremdkapitalverzinsung wollen wir beenden, indem wir die 
steuerliche Absetzbarkeit fiktiver Eigenkapitalzinsen einführen. 
Die Unternehmen in Deutschland brauchen einen 
unbeschränkten Verlustvortrag und eine weitere Ausweitung 
des Verlustrücktrags. Liquidationsverluste wollen wir steuerlich 
berücksichtigen. Zudem wollen wir Sonderabschreibungen für 
bewegliche Wirtschaftsgüter und Immobilien angelehnt an das 
frühere Fördergebietsgesetz in den Blick nehmen. Daraus kann 
ein echter Investitionsboom entstehen. 

Darüber hinaus wollen wir den 
Solidaritätszuschlag vollständig abschaffen.

Vermögensteuer Eine Vermögensteuer lehnen wir ab. Die ausgesetzte Vermögensteuer wollen wir für sehr hohe 
Vermögen revitalisieren. Darüber hinaus unterstützen wir 
auch die von Brasilien im Rahmen der
 G20 angestoßenen Pläne für eine international 
koordinierte Mindeststeuer für Superreiche.

Vermögen gibt es auch im internationalen Vergleich 
große Handlungsnotwendigkeit in Deutschland. 
Zum Angehen dieser großen Gerechtigkeitslücken 
gehören folgende Möglichkeiten: eine globale Mil-
liardärssteuer, eine fairere Erbschaftssteuer, eine ge-
rechte Immobilienbesteuerung ohne Schlupflöcher 
oder eine nationale Vermögenssteuer.

Wir lehnen jede Form einer Vermögensteuer oder 
Vermögensabgabe ab.
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Vermögenswirksame 
Leistungen

Wir wollen einen Freibetrag für Erträge 
aus vermögenswirksamen Leistungen einführen, um sie 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer attraktiver zu 
machen. Um Anreize für langfristiges Sparen zu setzen, 
werden wir die Haltefrist auf zehn Jahre verlängern. Der 
Freibetrag soll für jedes Jahr, für das zusätzlich gespart 
wird, steigen. 

X X X

Verlustverrechnung Dazu weiten wir den Verlustrücktrag aus und schaffen die 
Beschränkung des Verlustvortrags durch die 
Mindestbesteuerung ab. 

X X
Die Unternehmen in Deutschland brauchen einen 
unbeschränkten Verlustvortrag und eine weitere Ausweitung 
des Verlustrücktrags. 

Allgemein Unsere Landwirtinnen und Landwirte sorgen gemeinsam 
mit Gärtnern, Obst- und Gemüsebauern, Winzern und 
Fischern für gute und gesunde Lebensmittel. Um die 
landwirtschaftliche Produktion zu sichern, setzen wir auf 
innovative Technologien, den Erhalt landwirtschaftlicher 
Flächen und eine nachhaltige Bewirtschaftung. Wir 
sorgen dafür, dass sich Digitalisierung, 
Präzisionslandwirtschaft und Pflanzenzüchtung entfalten 
können. Die Regulierung neuer Züchtungstechnologien 
muss praxistauglich sein. Moderne Instrumente der 
Züchtung wie „Smart Breeding“ unterstützen wir. Wir 
nehmen die Ernährungssicherung als Staatsziel in das 
Grundgesetz auf. Das ist vor allem für Gesetzgebung und 
Gerichte wichtig, damit landwirtschaftliche Anliegen 
angemessen berücksichtigt werden. 

Wir wollen den Landwirtinnen und Landwirte durch die 
Reform der Agrarförderung Rückendeckung geben, denn sie 
stehen am Anfang der landwirtschaftlichen
Wertschöpfungskette. Ziel ist eine stärkere Honorierung 
und Vergütung von Leistungen, die den Arbeitskräften in 
der Landwirtschaft, den ländlichen Regionen sowie dem 
Tierschutz zugutekommen.

Die Wettbewerbsposition von Landwirt*innen 
gegenüber anderen Akteuren der Wertschöpfungs-
kette soll gestärkt werden. Deswegen führen wir 
das Gebot des Kaufs zu kostendeckenden Preisen 
entlang der gesamten Lebensmittelkette ein und 
verankern verbindliche schriftliche Verträge im 
Agrarorganisationen- und Lieferkettengesetz. Wir 
wollen eine kartellrechtliche Prüfung, um auch im 
oligopolen Lebensmittelhandel faire Erzeugerpreise 
und Wettbewerb zu sichern.

Landwirte und Winzer sind Unternehmer. Wir werden die 
Agrarpolitik stärker am unternehmerischen Handeln der 
Landwirte ausrichten. Durch den Fokus auf 
Produktivitätssteigerung und Innovationen statt ineffektiver 
Subventionen machen wir Landwirte unabhängig von 
staatlichen Zuwendungen. Zwecklose und unverhältnismäßige 
Dokumentationspflichten und Auflagen schaffen wir ab. Auf EU-
Ebene drängen wir weiter auf die Rücknahme bremsender 
Regulierung. In der neuen Förderperiode der Gemeinsamen EU-
Agrarpolitik ab 2027 sollen Produktivität und Technologien 
stärker gefördert werden. Knappe Haushaltsmittel müssen 
prioritär zur nachhaltigen Intensivierung eingesetzt werden. 
Technologieeinsatz ermöglicht Umwelt- und Naturschutz im 
Einklang mit Ertragssicherung. Wer digitale Technologien nutzt, 
wird von Dokumentationspflichten und Auflagen befreit. Wir 
werden Innovationsgeist und Fortschritt belohnen, statt durch 
kleinteilige Vorschriften in die betrieblichen Abläufe 
hineinzuregieren. Die Möglichkeiten von neuen 
Züchtungsmethoden wie der Genschere CRISPRCas9 wollen wir 
nutzen. Solche biotechnologischen Verfahren erweitern den 
landwirtschaftlichen Werkzeugkasten. Mit ihnen können wir 
landwirtschaftliche Produktivität und Umweltschutz vereinen. 
Zulassungsprozesse von Pflanzenschutzmitteln werden wir 
vereinfachen und beschleunigen.

Landwirtschaft
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Agrarflächen Die Land- und Forstwirte können sich auf uns verlassen: 

Wir unterstützen innovative Technologien und 
nachhaltige Bewirtschaftung. Die zwangsweise Stilllegung 
von Flächen wird es mit uns nicht geben.

Wir nutzen Flächen an Land und Gewässer nachhaltig. 
Dazu reduzieren wir die Flächenversiegelung, 
unterstützen die kluge Flächennutzung durch Doppel- 
und Mehrfachnutzungen und verbessern die 
Ausgleichsmaßnahmen. Hier braucht es innovative 
Ansätze. 

Wir setzen auf Anreize, Vertragsnaturschutz, die 
Honorierung von Natur- und Umweltschutz sowie 
Innovationen. Das zwangsweise Stilllegen von 
Flächen lehnen wir ab. Dabei sind uns konventionelle und 
ökologische Landwirtschaft gleich wichtig. Das 
Bundesnaturschutzgesetz ändern wir dahingehend, dass 
Pflege und Bewirtschaftung von Biotopen 
ausgleichsfähig sind. Die Bioökonomie stärken wir. 

Um Natur und Ökosysteme im Einklang mit europäischen 
und internationalen Verpflichtungen zu schützen, braucht es 
effektive Maßnahmen in bestehenden Schutzgebieten und 
die Vernetzung ökologisch wertvoller Flächen. Wir wollen 
eine
Flächenplanung, die Wildnis- und Kulturlandschaften und 
heimische Arten schützt und ein konfliktfreies Miteinander 
von Land- und Energiewirtschaft, Tourismus, Industrie, 
Wohnen und Naturschutz ermöglicht. Mittel aus dem 
Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz und dem 
Naturschutzfonds sollen flächendeckend eingesetzt 
werden, um Wälder, Moore, Flussauen oder Stadtgrün zu 
schützen. Wir wollen Meeresschutzgebiete, die echte 
Rückzugs- und Erholungsräume für Arten sind.

Wir brauchen auch einen sorgsameren Umgang 
mit wertvollen Agrarflächen. Dafür führen wir im 
Planungsrecht Vorrangflächen für die Nahrungs-
mittelproduktion ein. Bei der Biomasse setzen wir 
auf die sorgsame Kaskaden- und Mehrfachnutzung. 
Übernutzte und geschädigte Böden gefährden eine 
gesunde Ernährung. Sie speichern weniger Wasser 
und verlieren relevante Nährstoffe. Dem wollen wir 
durch ein neues Bodenschutzgesetz vorbeugen.

Wir wollen Ersatzgeldzahlungen statt die reale Kompensation 
durch Ausgleichsflächen zum Standard machen. Das entlastet 
sowohl Behörden als auch Unternehmen. Die gezahlten Gelder 
können über einen Fonds von Experten koordiniert für wirklich 
wirksame Naturschutzprojekte eingesetzt werden. So entstehen 
großflächige, miteinander verbundene Schutzmaßnahmen, die 
Lebensräume sichern, Artenvielfalt fördern und die Natur 
langfristig schützen. Gleichzeitig profitieren 
Unternehmen von einem einfacheren Verfahren und 
bekommen Planungssicherheit. 

Agrardiesel  Wir führen die Agrardieselrückvergütung wieder 
vollständig ein. Alternative Kraftstoffe wie Biokraftstoffe 
und synthetische Kraftstoffe in der Land- und 
Forstwirtschaft befreien wir von der Energiesteuer.

X X X

Bürokratie in der 
Landwirtschaft

Europarechtliche Vorgaben setzen wir national 
grundsätzlich eins zu eins um und gehen nicht über das 
vorhergesehene Mindestmaß an Regulierung hinaus. 
Konkret wollen wir auf die Stoffstrombilanz im 
Düngerecht verzichten, ein EU-Bodengesetz dauerhaft 
abwenden und die EU-Taxonomie auch für die Land- und 
Forstwirtschaft entschärfen.

Für uns ist die Zukunft der Landwirtschaft digital und 
bürokratiearm. Auch deshalb wollen wir Landwirtinnen und 
Landwirte dabei stärken, die Herausforderungen der Zukunft 
zu meistern. Landwirtschaftliche Tätigkeiten brauchen 
regionale und nachhaltige Perspektiven, um langfristig und 
verantwortungsvoll zu wirken.
Wir wollen den Landwirtinnen und Landwirte durch die 
Reform der Agrarförderung Rückendeckung geben, denn 
sie stehen am Anfang der landwirtschaftlichen
Wertschöpfungskette. Ziel ist eine stärkere Honorierung und 
Vergütung von Leistungen, die den Arbeitskräften in der 
Landwirtschaft, den ländlichen Regionen sowie dem 
Tierschutz zugutekommen.

Die Auswirkungen der Klimaerhitzung, des Insek-
tensterbens und unseres Umgangs mit gesunden 
Böden sind zentrale Herausforderungen für unsere 
Ernährungssicherheit. Zukunftsfeste Landwirtschaft 
stellt sich diesen Herausforderungen. Dafür braucht 
es neben mehr Wertschätzung auch genügend 
Wertschöpfung. Unnötige Bürokratie werden wir 
aktiv abbauen, ohne notwendige Standards im Um-
welt- und Verbraucherschutz abzubauen.

Landwirte und Winzer sind Unternehmer. Wir werden die 
Agrarpolitik stärker am unternehmerischen Handeln der 
Landwirte ausrichten. Durch den Fokus auf 
Produktivitätssteigerung und Innovationen 
statt ineffektiver Subventionen machen wir Landwirte 
unabhängig von staatlichen Zuwendungen. 
Zwecklose und unverhältnismäßige Dokumentationspflichten 
und Auflagen schaffen wir ab. Auf EU-Ebene drängen wir 
weiter auf die Rücknahme bremsender Regulierung.
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Ernährung Wir nehmen die Ernährungssicherung als Staatsziel in das 

Grundgesetz auf. Das ist vor allem für Gesetzgebung und 
Gerichte wichtig, damit landwirtschaftliche Anliegen 
angemessen berücksichtigt werden.

In allen Bildungseinrichtungen setzen wir uns für eine gute 
und kostenfreie  Verpflegung ein. Dabei werden wir die 
Empfehlungen des Bürgerrats zum Thema „Ernährung im 
Wandel“ beachten. Gemeinsam mit den Ländern wollen wir 
dafür sorgen,  dass alle Kita-Kinder und alle Schülerinnen 
und Schüler in den Einrichtungen ein gesundes und 
kostenloses Mittagessen erhalten. 

Dort, wo Menschen sozial benachteiligt werden, sind 
ernährungsbedingte Krankheiten besonders häufig. 
Deshalb wollen wir die Rahmenbedingungen so gestalten, 
dass die Wahlfreiheit bei der Ernährung verbessert wird. 
Dafür bauen wir auf die Ernährungsstrategie der 
Bundesregierung „Gutes Essen für Deutschland“ auf und 
schaffen eine bessere Ernährungsumgebung. Ein 
besonderes Augenmerk legen wir dabei auf die 
Gemeinschaftsverpflegung – von Kitas über Kantinen bis 
Pflegeeinrichtungen. Außerdem werden wir Kinder vor 
Werbung für ungesunde Lebensmittel schützen und 
Geschmacksaromen für E-Zigaretten, die besonders junge 
Menschen zum Konsum verleiten, vom Markt verbannen. 
Zudem tragen stark zuckerhaltige Softdrinks wesentlich zu 
Übergewicht, Adipositas und Folgeerkrankungen bei. 
Gerade im Sinne des Kinder- und Jugendschutzes setzen 
wir uns für wirksame Maßnahmen zum Senken des 
Zuckergehalts von Softdrinks ein.

Für uns Freie Demokraten basiert eine verantwortungsvolle 
Ernährungspolitik auf Verbraucherkompetenz, Bildung und 
Wahlfreiheit. Wir wollen das Zulassungssystem für innovative 
Lebensmittelprodukte verbessern. Biotechnologische 
Entwicklungen, die in der Medizin bereits vielen Menschen 
geholfen haben, können auch in der Ernährung dazu beitragen, 
gesündere Produkte auf den Markt zu bringen. Innovationen 
verbessern die Qualität, Sicherheit und Nachverfolgbarkeit 
unserer Lebensmittel. Sie sorgen dafür, dass Verbraucher 
gesunde und vertrauenswürdige Produkte erhalten können. 
Eine gesunde Ernährung gelingt aber nur, wenn auch die 
Verbraucher selbst bereit sind, ihre Essgewohnheiten zu 
hinterfragen und aktiv zu verändern. Wir setzen uns dafür ein, 
dass Menschen die nötigen Informationen erhalten, um 
selbstbewusste Entscheidungen zu treffen. Gemeinsam mit 
den Bundesländern wollen wir Bildungsprogramme stärken und 
effektiver gestalten. Eingriffe in Rezepturen lehnen wir ab, 
ebenso neue Lenkungsabgaben z. B. auf Zucker. Produkte, die 
sicher und gesund sind, sollen auch weiterhin transparent und 
positiv beworben werden können, damit Verbraucher die 
Wahl haben, was am besten zu ihrem Leben passt. 

GAP Wir machen uns in Brüssel dafür stark, dass das 
Agrarbudget gut ausgestattet bleibt. Unser Ziel ist zudem, 
die Gemeinsame Agrarpolitik für die Bäuerinnen und 
Bauern im Sinne von Bürokratieabbau, Transparenz und 
Effizienz massiv zu vereinfachen und praktikabel 
auszugestalten, was auch viele kleinteilige Kontrollen 
überflüssig macht. Zudem müssen Bagatellgrenzen 
ausgeweitet werden. 

Mit der neuen GAP-Förderperiode ab 2028 wollen wir all 
jene stärker unterstützen, die die Ressourcen Wasser, 
Boden und Luft schonen, zum Erhalt der Artenvielfalt 
beitragen und Maßnahmen zum Klimaschutz und 
Klimaanpassung durchführen. Den Übergang wollen wir 
schrittweise vollziehen. Die Regularien der GAP sind 
grundlegend zu vereinfachen.

Die Landwirtschaft bekommt große finanzielle 
Unterstützung, insbesondere die Gelder aus der Ge-
meinsamen Agrarpolitik (GAP). Sie muss die finan-
zielle Basis für den Schutz der natürlichen Grundla-
gen werden. Für die anstehende Neugestaltung ab 
2027 gilt für uns: öffentliche Gelder für öffentliche 
Leistungen.

In der neuen Förderperiode der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik 
ab 2027 sollen Produktivität und Technologien stärker 
gefördert werden. 

Pestizide Wir bekennen uns zum Einsatz chemisch-synthetischer 
Pflanzenschutzmittel. Das sogenannte 
„Zukunftsprogramm Pflanzenschutz“ schaffen 
wir ab. Das Zulassungsverfahren passen wir an, damit 
innovative Produkte schneller verfügbar sind und die 
Nutzung und Förderung biologischer und risikoreduzierter 
Mittel vereinfacht wird. 

X

Der Pestizideinsatz soll EU-weit bis 2030 halbiert 
werden, um die EU-Farm-to-Fork-Strategie umzuset-
zen. Wir setzen hier auf Innovation, Digitalisierung 
sowie einkommenswirksame Honorierungen von 
Umweltleistungen. Und wir setzen auf marktwirt-
schaftliche Lösungen wie eine Pestizidabgabe, die 
wirksam und unbürokratisch ist.

Zulassungsprozesse von Pflanzenschutzmitteln werden wir 
vereinfachen und beschleunigen. Damit erleichtern wir die 
Ertrags- und Qualitätssicherung im Weinbau, 
Sonderkulturenanbau und im Garten- und Landschaftsbau. 

Tierwohl/Tierschutz Wir sind für Tierhaltung, insbesondere auch für den 
Fortbestand der Kombihaltung und gegen eine Reduktion 
oder Quoten. Wir sorgen für eine verlässliche 
Finanzierung tierwohlgerechter Ställe und schaffen 
genehmigungsrechtliche Hürden ab. Verbraucher müssen 
klar und verbindlich über Tierwohl und Herkunft 
tierischer Produkte informiert sein.

Wir wollen den Landwirtinnen und Landwirte durch die 
Reform der Agrarförderung Rückendeckung geben, denn sie 
stehen am Anfang der landwirtschaftlichen
Wertschöpfungskette. Ziel ist eine stärkere Honorierung 
und Vergütung von Leistungen,  die den Arbeitskräften in 
der Landwirtschaft, den ländlichen Regionen sowie dem 
Tierschutz zugutekommen.

Da Tiere ihre Rechte nicht selbst einklagen können, setzen 
wir uns für ihre bessere rechtliche und politische 
Interessenvertretung ein. Dafür muss eine 
Tierschutzbeauftragte bzw. ein Tierschutzbeauftragter, 
dieses Amt wurde in dieser Legislatur geschaffen, 
verbindlich verankert und ein Verbandsklagerecht für 
anerkannte Tierschutzorganisationen eingeführt werden. 

Die Dauer von Tiertransporten wollen wir europa-
weit effektiv auf vier Stunden begrenzen, Trans-
porte aus der EU heraus verbieten und Wege der 
Umgehung durch neue Transitländer verhindern. 
Schlachtmethoden wollen wir im Sinne des Tier-
schutzes verbessern.

Tierschutz und Tierwohl sind für uns eine 
Selbstverständlichkeit. Wir haben die Aufnahme des 
Tierschutzes in das Grundgesetz vorangetrieben, weil dieser für 
uns untrennbar mit einer liberalen Werteordnung verbunden 
ist. Wichtig ist die Balance zwischen notwendigen 
Verbesserungen für die Tiere und praxistauglichen Regelungen.

Tierversuche wollen wir reduzieren und – wo im-
mer möglich – durch innovative, tierversuchsfreie 
Methoden ersetzen. Das stärkt auch den modernen 
Forschungsstandort Deutschland.
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Aktienrecht Aktienrecht modernisieren und flexibilisieren. Dazu 
weiten wir die Möglichkeiten von Kapitalerhöhungen aus 
und setzen den Mindestnennwert von Aktien herab.

X X X

BaFin

X X

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) wollen wir auch beim Schutz vor 
Greenwashing von Finanzprodukten in die Pflicht 
nehmen. Zudem setzen wir auf transparente und 
einfach verständliche Mindeststandards und Nor-
men für nachhaltige Finanzprodukte.

Wir wollen das Aufgabenspektrum der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) um die 
Finanzplatzförderung erweitern, um FinTech- und 
Kryptoinnovationen besser zu unterstützen. 

Bargeld Wir möchten, dass jeder selbst entscheiden kann, wie er 
bei Geschäften des Alltags bezahlt. Wir setzen uns für den 
Erhalt des Bargelds ein. Denn Bargeld ist gelebte Freiheit. 
Darüber hinaus sind wir grundsätzlich offen für alle neuen 
Zahlungsmethoden. X X

Wir Freie Demokraten stehen für den Erhalt des Bargelds. Wir 
befürworten, wenn es neben dem Bargeld eine breite 
Akzeptanz von Kartenzahlungen gibt. Ein das Bargeld 
ergänzender digitaler Euro muss die Privatsphäre der Nutzer 
respektieren und sowohl online als auch offline nutzbar sein. Es 
darf keinen Zwang zur Nutzung des digitalen Euro geben und es 
dürfen keine zusätzlichen Risiken für das Finanzsystem 
entstehen. 

Finanzielle Bildung

X X X

Wir wollen eine nationale Finanzbildungsstrategie, um die 
finanzielle Bildung in der Breite der Gesellschaft zu verbessern, 
beispielsweise durch ein bundesweites Pflichtfach an 
allgemeinbildenden Schulen. 

Gründungen Wir sorgen dafür, dass für Gründungen, 
Betriebsummeldungen und -aufgaben nur noch eine 
Stelle zuständig ist. Durch diese Bündelung von Zu-
ständigkeiten reduzieren wir die Hürden für Startups und 
stärken Deutschland als Standort für Innovationen. X

Für die notwendige Innovationskraft brauchen 
Deutschland und Europa eine neue Gründungs-
kultur. Wir werden Gründungen einfacher machen 
durch rechtliche Vereinfachungen und indem wir 
Gründer*innen in One-Stop-Shops Begleitung 
und Beratung aus einer Hand anbieten. Wir wol-
len Gründungen in ihrer Vielfalt unterstützen.

Wir wollen das Potenzial der beruflichen Bildungszentren 
besser nutzen und diese zu regionalen Innovations- und 
Gründerzentren ausbauen.

Um den Anteil von Gründerinnen zu erhöhen, begeistern wir 
insbesondere Mädchen in der Schule in MINT-Fächern und für 
Entrepreneurship-Education und erleichtern Frauen den 
Zugang zu Venture Capital Fonds staatlicher Förderbanken.

Kryptowährungen

X X

Mit einer bundesweiten Servicestelle wollen wir die 
Expertise über den Missbrauch von Kryptowährun-
gen bündeln und für die Länder nutzbar machen. 

Wir begrüßen die Entwicklung von Kryptowährungen und 
Digital Ledger Technologie und setzen uns für die Zulassung von 
Krypto-ETFs ein. Wir sind offen dafür, dass die Europäische 
Zentralbank und die Deutsche Bundesbank Kryptowährungen 
wie Bitcoin als Währungsreserven verwenden. Das kann die 
Resilienz des europäischen Währungssystems stärken.

Proportionalität Bei allen Änderungen auf nationaler und europäischer 
Ebene achten wir darauf, dass Kreditinstitute nicht über 
Gebühr belastet werden und international 
wettbewerbsfähig bleiben. Vor allem müssen die 
Besonderheiten unseres bewährten Drei-Säulen-Systems 
aus Privatbanken, öffentlich-rechtlichen Banken und 
Genossenschaftsbanken erhalten bleiben. Unser Ziel ist, 
dass Deutschland – der größten europäischen 
Volkswirtschaft angemessen – perspektivisch der 
europaweit führende Finanzplatz wird.

X X

Wir wollen prüfen, ob die bestehende Regulierung 
verhältnismäßig ist. Auch hier wollen wir vermeiden, dass die 
Regelungen in Deutschland über die europäischen 
Mindestanforderungen hinausgehen. 

Provisionsberatung Die Honorar- und Provisionsberatung erhalten wir 
nebeneinander. 

X X

Wir setzen uns für attraktive Anlagebedingungen für 
Kleinanleger ein. Auch das Nebeneinander von 
Honorar- und Provisionsberatung wollen wir deshalb 
bewahren.

 Wirtschafts- und Bankenpolitik
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Unternehmensnachfolge Auch die nächste Generation soll ein Unternehmen 

weiterführen können. Deshalb belasten wir 
Familienunternehmen in der Erbfolge nicht in 
der Substanz und vereinfachen 
Unternehmensnachfolgen. 

Wenn Personenunternehmen ihre Gewinne wieder 
investieren, wollen wir sie steuerlich entlasten. Wir wollen 
mit der „Gesellschaft mit gebundenem Vermögen” eine 
eigenständige Rechtsform einführen, die Nachfolgerinnen 
und Nachfolgern im Mittelstand – zum Beispiel aus der 
Belegschaft – die treuhänderische Nachfolge einfacher 
ermöglicht. Dabei werden Möglichkeiten zur 
Steuerhinterziehung ausgeschlossen.

Um Familienunternehmen und Start-ups weitere 
Nachfolgeoptionen zu bieten, wollen wir eine neue 
attraktive Rechtsform für Gesellschaften mit gebun-
denem Vermögen einführen. Gemeinwohl-orientierte 
Unternehmen sollen künftig die gleiche Förderung 
erhalten wie alle anderen Gründer*innen auch. 

X

Verbraucherschutz Produktinformationsblätter müssen kundenorientier-
ter und transparenter werden. Die Entwicklung von 
Finanzprodukten und ihre Bewertung durch den Anleger 
dürfen durch regulatorische Vorgaben nicht unnötig 
erschwert werden. 

Dank unseres starken Verbraucherschutzes sind die 
Produkte und Dienstleistungen, die man in Deutschland 
kaufen kann, sicher und unbedenklich. Das ist eine 
Errungenschaft, die wir verteidigen werden. Doch es braucht 
noch mehr: Mündige Verbraucherinnen und
Verbraucher benötigen handlungsfähige 
Marktaufsichtsbehörden und eine Wettbewerbsaufsicht an 
ihrer Seite, die den Verbraucherschutz an die erste Stelle 
setzen. In diesem Sinne wollen wir den Verbraucherschutz 
auf nationaler und europäischer Ebene stärken.

Faire Verträge und einklagbare Verbraucherrechte 
– darauf müssen sich Verbraucher*innen verlassen 
können. Gerade in Zeiten steigender Lebens-
haltungskosten kann und muss Verbraucherschutz 
dazu beitragen, das Leben einfacher zu machen und 
Menschen vor unfairen Preisen, Intransparenz und 
Betrug zu schützen.

Wenn es ums Geld geht, sind transparente und 
einfach verständliche Informationen besonders 
wichtig. Deshalb bedarf es beim finanziellen Ver-
braucherschutz besonders hoher Standards und 
einer fairen und unabhängigen Finanzberatung. 
Im Zentrum steht der Schutz von Kleinanleger*in-
nen. Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) wollen wir auch beim Schutz vor 
Greenwashing von Finanzprodukten in die Pflicht 
nehmen. Zudem setzen wir auf transparente und 
einfach verständliche Mindeststandards und Nor-
men für nachhaltige Finanzprodukte.

Die Bürgerinnen und Bürger wollen wir durch einen modernen 
Verbraucherschutz stärken und lehnen Bevormundung ab. 
Selbstbestimmung setzt aber eine freie und informierte 
Entscheidung voraus. Dies wollen wir ermöglichen, indem wir 
uns insbesondere zur besseren Vergleichbarkeit bei 
Langzeitverträgen für die Ausweisung monatlicher 
Durchschnittspreise aussprechen. Zudem wollen wir die 
Durchsetzung von Verbraucherrechten vereinfachen, zum 
Beispiel durch sogenannte Smart Contracts, die eine 
automatische Entschädigung von Verbrauchern bei 
Verspätungen vorsehen. 

Versicherungsbranche

X

Staatliches Geld ist nur die eine Seite. Zugleich soll privates 
Kapital mobilisiert werden. Große institutionelle Anleger 
wie zum Beispiel Versicherungen oder Pensionskassen 
können so ebenfalls in diese Unternehmen und 
Einrichtungen investieren. Das stellt die 
Zukunftsinvestitionen auf breite Schultern und aktiviert 
privates Kapital. Wir stellen sicher, dass es zu keiner 
Privatisierung staatlicher Aufgaben der Daseinsvorsorge 
kommt.

Um Finanzkrisen vorzubeugen, benötigen Banken, 
aber auch Versicherungen und andere Finanzmarkt-
akteure ausreichend haftendes Eigenkapital. Gerade 
kleine Banken und Finanzmarktakteure wollen wir 
von unnötig kleinteiliger Bürokratie entlasten.

Kapitalsammelstellen wie Versicherer und Pensionsfonds 
sollen stärker in Aktien und Venture Capital investieren 
können. Damit erhöhen wir privates Kapital im immer noch zu 
kleinen deutschen Venture-Capital-Markt. Wir müssen 
steuerliche Rahmenbedingungen für private Investoren in 
Deutschland, wie mit der WIN-Initiative vorgeschlagen, 
verbessern. Um die Abwanderung privater Kapitalgeber und 
institutioneller Investoren in das Ausland zu verhindern, 
braucht es konkurrenzfähige Rahmenbedingungen für 
Investitionen in Start-ups und Wachstumsunternehmen. 

Zudem fordern wir die Etablierung eines offenen und 
transparenten Datenökosystems im Versicherungsbereich 
(„Open Insurance“). Das stärkt die Wettbewerbsfähigkeit und 
Innovationskraft der Versicherungsbranche. 

Wagnsikapital Wir bauen die Gründungsfinanzierung für innovative 
Unternehmen aus und schaffen attraktive steuerliche 
Bedingungen für Wagniskapital. Den bestehenden 
Zukunftsfonds bauen wir weiter aus, um die 
Kapitalausstattung in der kostenintensiven 
Wachstumsphase sicherzustellen. 

X

Wir erleichtern deshalb den Zugang zu Wagniskapital 
durch die Fortsetzung der WIN-Initiative, um jungen 
innovativen Unternehmen durch verbesserte steuerliche, 
rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen einen 
einfacheren Zugang zu privatem Kapital zu ermöglichen.
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